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m Rolf Heibler zum Geburtstag zu 

gratulieren“, trafen sich einige 

FreundInnen und GenossInnen von 
Rolf am 3.6. vor den Gemäuern der JVA 
Frankenthal. 

Es wurden kurze Grußworte an Rolf sowie 
an alle antifaschistisch gesinnten Gefange- 
nen gerichtet und Leuchtkugeln über die 
Mauern des Knastes geschossen. Begleitet 
von Böllern, wurden auch immer wieder Pa- 
rolen wie „Freiheit für Rolf“, „Freiheit für 
alle kämpfenden Gefangenen“, „Power 
durch die Mauer, bis sie bricht“ usw. geru- 
fen. Vereinzelt konnten wir draußen Reak- 
tionen der Inhaftierten vernehmen. Auch 
Rolf bekam die Aktion mit, die dann nach 
ungefähr einer Viertelstunde beendet war. 

(Rolf schrieb dazu: „Am 3. gg 21.30 uhr 
wurde es laut, r., wir grüßen dich, freiheit für 
alle, für r., dazu trillerpfeifen, knaller + sich 
in den ggüliegenden fenstern spiegelnde 
leuchtraketen. eine rote traf genau, ich hät- 
te sie fast mit den händen einfangen kön- 
nen, ging l paar m vor mir entfernt runter.“) 

Auf dem Weg zu den Autos bzw. zum 
Bahnhof wurden dann GenossInnen, die 
mutmaßlich an der Aktion beteiligt waren, 
von der Polizei gestoppt. Die B. gingen von 
Anfang an äußerst nervös zur Sache. So faß- 
ten siejede Frage nach dem Sinn und Zweck 
der B.aktion sowie nach den Dienstauswei- 
sen als Widerspruch bzw. Widerstands- 
handlung auf und reagierten dementspre- 
chend gewalttätig. Zwei Frauen bekamen 
nach relativ kurzer Zeit, mit dem Hinweis, 
sie hätten Widerstand geleistet, Hand- 
schellen angelegt. Einer der Frauen wurde, 


Spontan-Aktion vor der JVA Frankenthal 


im von den B. provozierten Handgemenge, 
die Brille zerstört. In der Zwischenzeit hat- 
ten sich um diese kleine Gruppe (insgesamt 
9 GenossInnen), fast die gesamten Polizei- 
kräfte Frankenthals versammelt. Zeitweilig 
waren über 10 Streifenwagen und über 30 
B. (einzelne sogar mit schußsicherer Weste) 
vor Ort. Fine Familie, die das Schauspiel 
von Anfang an verfolgte, zeigte äußerstes 
Unverständnis in bezug auf den B.einsatz. 
Die Personalienaufnahme und Durchsu- 
chung der Klamotten und Taschen, die di- 
rekt vor Ort stattfand, dauerte trotz oder ge- 
rade wegen der Fülle des Personals insge- 
samt fast 2 Stunden. Nach der Beendigung 
der B.aktion und dem Abzug der Festgehal- 
tenen wurden diese innerhalb Frankenthals 
weiter von auffälligen Streifenwagen ver- 
folgt und bis zur letzten Autobahnauffahrt, 
die wieder zurück nach FT führte, eskor- 
tiert. 

‘Irotz des Zusammenstoßes mit der Fran- 
kenthaler B.streitmacht, der durch schnel- 
leres Handeln hätte verhindert werden kön- 
nen, stehen wir zu dieser Aktion, die zeigen 
sollte, daß Rolf und die anderen Gefange- 
nen aus der RAF nicht vergessen sind. Wir 
wollen, daß Rolf und die anderen Gefange- 
nen ihre nächsten Geburtstage draußen fei- 
ner können. Dazu braucht es aber einiges 
mehr als solche Aktionen. 

Steckt eure Köpfen und Herzen zusam- 
men. Alle Gefangenen müssen raus! 

2 Genossen aus Kaiserslautern 
* Es war Rolfs 50. Geburtstag. Insgesamt 
sitzt er bald 23 Jahre im Knast. 
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n Frankreich haben Angehörige und 

FreundInnen von Gefangenen aus Action 

Directe im Juni 1998 folgenden Brief an 
die französische Presse geschickt: 

Wir bitten Sie, Kenntnis von einem Text zu 
nehmen, der von drei Militanten von Action 
Directe verfaßt wurde, die seit mehr als elf 
Jahren Gefangene sind. 

Im Februar machten die Medien einen 
groben Wirbel um die anstehende Heirat von 
Nathalie Menigon und Jean-Marc Rouillan 
und ließen dabei die Vermutung aufkommen, 
es wehe jetzt ein „liberaler Wind“. Davon 
kann leider nicht die Rede sein: Die Heirat 
der beiden Militanten hat immer noch nicht 
stattgefunden, sie wird ständig durch das 
schändliche Verhalten der Gefängnisverwal- 
fung verzögert. 

Was die Besuchserlauhnisse angeht: Sie 
sind immer noch derselben Willkür ausgelie- 
fert. So kann Nathalie, deren Gesundheits- 


Gefangene aus Action Directe 


Unerträgliche 
Situation 
dauert an 


zustand nach einem cerebral-vaskulären Vor- 
fall häufige Besuche notwendig macht, nur 
von zwei Personen, die nicht zu ihrer Familie 
gehören, Besuche bekommen. Beide wohnen 
Hunderte von Kilometern von der MAF ent- 
fernt und können sie deshalb nicht regel- 
mäßig besuchen. 

Alle Welt weiß, daß die Haftbedingungen 
in den Zentralgefängnissen für Langstrafer 
eher angemessen sind. Nun sind Joëlle Au- 
bron und Nathalie Menigon seit elf langen 
Jahren im Maison d’arret des femmes (Un- 
tersuchungsgefängnis für Frauen) in Fleury- 
Merogis inhaftiert. Mit einem restriktiven 
DPS-Statut (DPS = besonders überwachte 
Gefangene) und der damit einhergehenden 
Folge von Verboten. Eine merkwürdige Art für 
eine Staatsmacht, die die „Verteidigung der 
Menschenrechte“ für sich in Anspruch 
nimmt. 

Diese Situation ist für uns, ihre Freunde 
und Verwandten, unerträglich; sie ist gefähr- 


lich für ihre Gesundheit. Wir sind heute be- **®* 


unruhigt, denn wir sind in eine sehr kritische 
Phase getreten, und wir hoffen, daß Ihnen 
daran liegt, diese Situation bekanntzuma- 
chen. 

Freunde und Angehörige von gefangenen Mi- 
litanten vonAction Directe 


ir, Joëlle Aubron, Georges Cipriani, 

Nathalie Ménigon, Jean-Marc Rouil- 
lan, sind im Februar 1987 verhaftet worden. 
Sehr schnell mußten wir, um unsere Iden- 
tität gegen das Vernichtungsprogramm der 
totalen Isolation zu verteidigen, einen er- 
sten Hungerstreik von mehreren Monaten 
machen. Dann begannen wir 1989 einen 
zweiten Hungerstreik gegen die Isolation 
und für die politische Zusammenlegung. 
Das Ergebnis: Offiziell kamen wir aus den 
Isolationsabteilungen heraus. 

Aber in Wirklichkeit waren wir, wenn auch 
dieser weißen Folter der totalen Isolation ein 
Ende gesetzt wurde, weit entfernt davon, ei- 
ne Strategie loszuwerden, die darauf zielt, 
die menschliche und politische Kommuni- 
kation zu verdünnen. Das war die Phase der 
manchmal sehr einschneidenden Teilisola- 
tion, wie die fünf Jahre, die Georges und Je- 
an-Marc in einer Abteilung in Fresnes ver- 
brachten, in der maximal vier Gefangene 
waren. 

Auch dagegen haben wir gekämpft und ei- 
ne offenere Initiative versucht, offener im 
Vergleich zu anderen Widerstandsaktivitä- 
ten gegen die Klassenjustiz - wie z.B. ein un- 
befristeter Hungerstreik. Das hat jedoch 
nicht zu einer Veränderungder Situation ge- 
führt. 

Dann, im Juni 1996, sind Nathalie und 
Joëlle in den Normalvollzug gekommen. 
Die einen in Zentralgefängnissen, die an- 
deren in einem Untersuchungsgefängnis, in 
all diesen Jahren normalisierter Ausnahme 
verfolgt uns obendrein das Etikett DPS (be- 
sonders überwachte Gefangene). Es impli- 
ziert gewissen Einschränkungen, die jenach 
Anstaltsleitung unterschiedlich sind. 

Im November 1997 wurde von einigen 
Freundinnen und GenossInnen ein offener 
Brief verfaßt. Er war an das Justizministeri- 
um gerichtet und wies auf uns, Gefangene, 
die zulebenslänglich verurteilt sind, und auf 
unsere Situation hin. Er hob insbesondere 
die Angriffe auf unsere Kommunikation 
hervor. Gerade damit wird die Strategie fort- 
gesetzt, die 1993 schon zur Finlieferung von 
Georges in die Psychiatrie, in eine Spezial- 
abteilung von Villejuif geführt hat. 

Da verschwindet die Post, ein Diebstahl 
ohne jede rechtliche Basis, der noch zur 
Zensur dazukommt. Da werden Besuchs- 
genehmigungen blockiert. Seit Jahren im- 
mer die gleiche Antwort; egal, um wen es 
geht, immer heißt es nein. 


Em Maschinerie, die die Luft weg- 
nimmt, und nichts kann sie ins Wanken 
bringen. Nicht einmal wenn die Situation 
das dringend erfordert, wie im letzten Jahr. 
Als Folge ihres vaskulär-cerebralen Vorfalls 
vom Dezember 1996 hatte unsere Genossin 
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Nathalie keine innere 
Energie mehr. Sie 
hielt es nicht mehr 
aus, in dieser repres- 
siven Umgebung 
gesunden zu müs- 


sen, und hatte nicht 
mehr die Kraft, sich die- 
sen ganzen Druck des Ge- 
fängnissystems vom Leibe zu 
halten, was es an körperlichem und geisti- 
gem Druck bedeutet, was es an Zerstörung 
und Demütigung erfindet. 

In dieser Zeit stellten Freunde Anträge 
auf Besuchsgenehmigungen. Die extreme 
Schwächung Nathalis war evident. Jahre- 
lang waren wir Gegenstand von bis zum 
Wahnsinn detaillierten Berichten, die dar- 
aus bestanden, in 10-Minuten-Intervallen 
zu beschreiben, was wir in der Zelle oder 
beim Hofgang machten: eine konstante Ver- 
gewaltigung jeder Intimität, die schwer auf 
der Energie standzuhalten lastete. Aber 
diesmal, wenn von Berichten überhaupt die 
Rede sein kann, waren sie obendrein nur in- 
teressant, um noch mehr zu quälen. Wie ein 
gut geölter Mechanismus regnete es weiter 
Besuchsablehnungen. Während den 
ganzen Herbst lang Joälles Post auf ge- 
heimnisvolle Weise immer häufiger ver- 
schwand. 

Eine unerbittliche Dampfwalze, der es 
nicht an Scheinheiligkeit fehlte. So wurde 
Nathalie im Januar eine neue Besuchser- 
laubnis gewährt. Allerdings ohne groß zu ris- 
kieren, daß diese auf eine kontinuierliche 
Unterstützung hinausläuft, die den Mantel 
des Leidens lüften könnte, der durch die 
Mauern und das jahrelange Ersticken er- 
zeugt wurde. Der Freund, der zugelassen 
wurde, wohnt in Marseille; man hätte sich 
wahrscheinlich zu lax verhalten, wenn man 
auch denen Besuchsgenehmigungen ausge- 
stellt hätte, die in der Pariser Region leben 


In dieser Zeit werden Besuchsanträge für 
Jean-Marc ebenfalls immer schleunigst ab- 
gelehnt; die Gefängnisleitung von Lanne- 
mezan forciert eine entsprechende Anwei- 
sung des Ministeriums. Und was Joëlle an- 
geht, bei der die Taktik systematischer Ab- 
lehnung nicht mehr angebracht schien, ver- 


sanden die Anträge in der Verwaltung. Bei 
dem jüngsten Antrag soll eine leidige Amts- 
nachfolge von Gefängnisleitern zu einem 
Durcheinander bei den Anträgen geführt 
haben. Aber da ist auch Schweigen, als wenn 
es manche Anträge gar nicht gäbe, bis da- 
hin, daß gegenüber der Person, 
= die deswegen angeru- 
fen hatte, ein Fehler in 
der Adresse, in der Ortho- 
graphie des Namens 
vorgeschoben wird. 
Diese Ablenkungs- 
manöver sind nur 
die Fortsetzung ein- 
und derselben Strategie. In ihrem 
Bestreben, der unüberschreitbare Ho- 
rizont der menschlichen Zukunft zu 
sein, arbeiten die bür- 
gerlichen Staaten ständig an ihrer 
Legitimation als natürlicher Zu- 
stand der Dinge. Es soll kein 
. Bruch noch wirkliche 
Konfrontation mit dem 
neuen Imperium einer Welt möglich sein, 
die unter dem Joch des Kapitals vereinheit- 
licht wird, das immer barbarischer in seinem 
Machtmißbrauch wird. Die Existenz von 
politischen Gefangenen auszulöschen, wir 
so ein Machtverhältnis zwischen Imperia- 
lismus und Befreiung. Eine Konstante, von 
der die Bedingungen in den türkischen, pe- 
ruanischen Gefängnissen und in so vielen 
anderen Ländern auf der Welt zeugen, wo 
die Vernichtung dieser Gefangenen sich auf 
Hunderte von Toten beziffert. 

In Frankreich, das den Anspruch hat, das 
‚Vaterland der Menschenrechte“ zu sein, 
läuft es softer ab. Trotzdem behaupten wir 
dagegen, ohne mit einem Vergleich über das 
Maß hinauszugehen: Allein diese Logik ist 
die Erklärung dafür, daß keiner von uns nach 
elf Jahren Haft mehr als zwei Besuchser- 
laubnisse für Nicht-Verwandte bekommen 
hat. 


ährenddessen ist die Heirat zwischen 

Jean-Marc und Nathalie Gegenstand 
einer Ilinhaltetaktik. Manchmal fast ko- 
misch. Im Februar hielt die Justiz es für an- 
gebracht, diesen Plan den Medien mitzu- 
teilen. Weder Jean-Marc noch Nathalie hat- 
ten etwas über ihre Unterlagen erfahren, die 
sie im Januar eingereicht hatten, aber wenn 
man einige Zwischenstationen der Stimme 
seines Herm so hört, dann war es vordring- 
lich zu versichern, daß diese Heirat ihnen 
nicht das Recht auf gegenseitige Besuche 
gibt. Ist es das, worum es geht? Um eine of- 
fene Frage? Erinnert man sich an die Zusa- 
ge, Besuche zwischen uns zu ermöglichen, 
ohne die wir unseren Streik von 1989 nicht 
beendet hätten? 

Auf jeden Fall, drei Monate, nachdem die 
Heirat von Jean-Marc und Nathalie Schlag- 
zeilen in den Zeitungsblättern machte, hat 
sie in der Verwaltung immer noch keine Ge- 
stalt angenommen. Ein Staatsanwalt hat so- 
gar vergessen, die Seite seines code civile 
(bürgerliches Gesetzbuch) umzublättern! 


So hat er es zumindest in einem Brief an 
Nathalie dargestellt, wo er vorgab, ihre zi- 
vilrechtliche Situation würde vorläufig ihrer 
Heirat im Wege stehen. Während es bei Je- 
an-Marc der "lrauzeuge ist, der Probleme 
macht. 

Aber auch da: Es ist alles ganz normal. Wie 
cs normal ist, daß Nathalie und Joëlle, die 
seit fünf Jahren rechtskräftig verurteilt sind, 
immer noch dem Haftregime eines Unter- 
suchungsgefängnisses unterworfen sind, 
nachdem sie mehr als die Hälfte ihrer Si- 
cherheitsstrafe hinter sich haben. 

Wie es normal ist, dab Georges regel- 
mäßig in den Bunker kommt mit der Te 
gründung, seine Zelle sei nicht richtig auf- 
geräumt. 


Ere Sonder-Normalität ist das, und aus 
ader sollen wir nicht mehr herauskom- 
men. Die staatliche Strategie der Vernich- 
tung gegen uns wurde nach und nach zu ei- 
ner laktik des Begrabens. Wenn sich die Ge- 
waltsamkeit des Vorgehens auch diskreter 
gibt, bleibt als Ziel, daß wir, die es gewagt 
haben, den Staat anzugreifen, politisch, S0- 
zial und menschlich verschwinden müssen. 
Und die Tatsache, daß unsere Aktionen ge- 
zielt waren, ändert nichts daran, ganz im 
Gegenteil. Sie müssen, da sie unmittelbar 
als proletarische und antiimperialistische 
Momente im Krieg zwischen den Klassen, 
den das imperialistische Stadium des Kapi- 
talismus auf den ganzen Planeten ausge- 
weitet hat, identifizierbar waren, immer 
wieder verkürzt werden. Es wäre amüsant, 
wenn man eines Tages die Bücher und an- 
dere Medienerzeugnisse rezensieren würde, 
die darauf zielen, sie als die Frucht okkulter 
Manipulationen darzustellen. Unsere Rea- 
lität als politische Gefangene stört diese Ge- 
schichtsfälschung. Während, wieim letzten 
Jahr, als die kämpfenden Arbeiter von Vil- 
vorde die Aktion gegen Besse aufgriffen, es 
genau diese Realität ist, die zu eliminieren 
der Staat sich schuldig ist. 


D: Staatsmacht mag versuchen, das zu 
normalisieren, was sie gerne verstecken 
würde, indem sie Besuchsanträge ablehnt, 
indem sie Manöver gegen die Heirat von 
Nathalie und Jean-Marc startet, das ändert 
nichts. Unser Kampf für die Kommunikati- 
on wird weitergehen. Das ist eine Frage des 
Überlebens. Wi ir wollen unsere FreundIn- 
nen und GenossInnen sehen. Wir wollen 
Besuche zwischen uns. 
Joëlle Aubron, Nathalie Menigon, Jean- 
Marc Rouillan 
Juni 1998 
PS: In der letzten Minute wurde eine zu- 
sätzliche Besuchserlaubnis für Joëlle ge- 
nehmigt. Wenn das einen Wechsel in der 
laktik bedeutet, warten wir darauf, daß die- 
ser sich so schnell wie möglich bei den an- 
deren Besuchsanträgen für uns konkreti- 


siert. 


Presseerklärung der gruppe2. 


Ruhmlos — 
aber rastlos 


Am Dienstag, 16.6.1998, haben Beamte des 
Polizeipräsidiums München, Kriminalpoli- 
zeidirektion Kommissariat 142, Del 14, 
die Büroräume der gruppe 2 in Unterhaching 
und eine Privatwohnung in München durch- 
sucht. Der Durchsuchungsbeschluß richtete 
sich auf „Gegenstände, Schriftenmaterial, 
Geschäftsunterlagen mit Bezug zu der Zeit- 
schrift >Pro K, Zeitung des revolutionären Auf- 
bau München< in deren Ausgabe vom Fe- 
bruar/März 1998 laut amtsrichterlicher Er- 
kenntnis „ein Artikel mit beleidigendem In- 
halt zum Nachteil eines Polizeibeamten er- 
schienen war, in dem dieser u.a. als „kleines, 
mieses Bullenschwein bezeichnet“ wurde. 


Diesem schwerwiegenden Verbrechen - im 
Durchsuchungsbeschluß gegenwärtig als 
o Iirmittlungsverfahren g gegen unbekannt we- 
gen Beleidigung“ - entsprach selbstver- 
sändlich auch der Finsatz des in München 
nicht unbekannten Staatsschutz-Dezer- 
nats 14. Um 6.30 Uhr besetzten fünf Be- 
amte und ein mitgebrachter „Zeuge“ der 
Bezirksinspektion die Privatwohnung eines 
bekannten gruppe 2-Mitarbeiters. Die an- 
wesende Ehefrau wurde vom Einsatzleiter 
daran gehindert, einen Anwalt anzurufen 
und dahingehend „belehrt“, daß sie als Zeu- 
gin keinerlei Aussageverweigerungsrecht 
habe und sich durch Nichtaussage sofort 
strafbar machen würde. Als derartige Ein- 
schüchterungsversuche sich als ebenso ver- 
geblich erwiesen wie die Sondereinlage 
Gae Bulle/böser Bulle“ und die Sute 
nach den besagten Materialien „mit Bezug 
zur Zeitschrift Pro K‘, nahm man immer- 
hin zwei Ausgaben der aufbau-Zeitung des 
Revolutionären Aufbau Schweiz (in 
Deutschland im Vertrieb der gruppe 2) so- 
wie (Rechtschreibung jeweils im Original) 
eine „Proschüre über Bestellung von Video- 
cassetten“ und einen „Brospekt über den Li- 
teratur Vertrieb der gruppe 2“ mit. 

Auch die gleichzeitige zweieinhalbstün- 
dige Durchsuchung der Büroräume endete 
hinsichtlich des Ermittlungsgegenstandes 
wohl nicht zur Zufriedenheit des dort vier- 
köpfigen Überfallkommandos. Die einzige 
vorhandene Ausgabe der Pro K vom Febru- 
ar/März nahm man zwar mit, interessanter 
schien aber dann doch der Inhalt von Ord- 
nern mit der Aufschrift „erledigte Projekte“, 
Z.ahlungsunterlagen, (alles lange vor Er- 
scheinen der ersten Pro K) und vor allem 

natürlich Post und (vermeintliche) Adres- 
sverzeichnisse. Mitgenommen wurden des- 
halb schließlich - nachdem auch hier weder 


das gesamte Droh- noch Einwicklerreper- 
toire aus der Mottenkiste zur erhofften ‚Ver- 
ständigung“ führte - nicht weniger als 105 
Disketten (einschließlich zweimal „Flugsi- 
mulator“) und eine Komplettkopie einer 
Rechnertestplatte. 

Es ist offensichtlich, daß es bei der Akti- 
on durch nicht weniger als neun gutbe- 
waffnete $taatsschitzer(innen) um mehr 
ging als um die Verteidigung der Ehre des 
in der Pro K Nr.2 abgebildeten und so ge- 
schmähten „Anti-Antifabullen‘ . Zum ei- 
nen natürlich um die Identifizierung der 
Herausgeber/innen und Macher/innen der 
Pro K, die sich als „revolutionäres kommu- 
nistisches Aufbauprojekt“ verstehen und ih- 
re Zeitung als „Instrument, aktiv in statt- 
findende Diskussionen, 'Teilbereichs-und 
Klassenkämpfe zu intervenieren und darin 
revolutionäre Prozesse in Gang zu setzen“ 
(Zit. Aus Nr.1 Dez/Jan. 1997/98) 

Zum anderen sollte die Tatsache, daß die 
Pro K über die Postadresse des gruppe 2-Li- 
teraturvertriebs („l. Umschlag: gruppe 2; 2. 
Umschlag: Pro-K“) kontaktiert und bestellt 
werden kann, endlich den Vorwand liefern, 
bei den seit Jahren gutgehaßten Film-und 
Zeitungsmacher/innen und- Vertreiber/in- 
nen der gruppe 2 einen Blick ins Adressbuch 
zu werfen. Zuletzt war diese Absicht 1994 
in die Hosen gegangen, als LKA, BKA und 
Bundesanwaltschaft im Zusammenhang 
mit dem gruppe 2-Film „was aber wären wir 
für menschen...“ zur Geschichte der RAF 
und der politischen Gefangenen unter Beu- 
sehaftandrohung vergeblich die Herausga- 
be von Namen und Adressen erzwingen 
wollten. (Wegen dieses Filmes wird wegen 
129a - „Werbung für eine terroristische Ver- 
einigung“ - ermittelt - Red.) 

Letztlich sind auch diese Durchsuchun- 
sen auf demselben Hintergrund zu sehen 
wie die kürzliche konzertierte Aktion gegen 
Antifaschistinnen und Antifaschisten in 
zahlreichen Städten der BRD wegen „Bil- 
dung einer Kriminellen Vereinigung“. Nach 
Ansicht der Herrschenden auch nur im An- 
satz ertolgversprechende Organisierungs- 
und Politikansätze sollen möglichst im 
Keim erstickt und die „dingfest“ zu Ma- 
chenden eingeschüchtert und / oder krimi- 
nalisiert werden. Und das natürlich speziell 
hier in Bayern, wo die Regierenden nach de- 
ren eigenen Aussagen die Geschäfte der 
rechtsradikalen DVU so gut besorgen, daß 
diese auf eine eigene Beteiligung an den be- 
vorstehenden W. ahlen verzichten kann. 

Aber: Wo immer sich der Widerstand ge- 
gen die zunehmenden Angriffe auf die Ar- 
beits-und Lebensbedingungen nicht in re- 
formistischen Sackgassen kanalisiert, auf re- 
visionistische Phrasendrescherei hereinfällt 
oder an die Bonzen einer korrumpierten Ge- 
werkschafts- oder sonstigen Bürokratie de- 
legiert wird - also überall dort, wo die Men- 
schen ihre Sache selbst in die Hand neh- 
men, den Kampf auf die Straße tragen, in 
den Erfolgen und Niederlagen ihrer auch in- 
ternationalistischen! - Kämpfe Vertrauen in 


die eigene Kraft gewinnen und das Be- sege 
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wußtsein über die Notwendigkeit der Be- 
seitigung der kapitalistischen Produktions- 
weise und der Klassenherrschaft der Bour- 
geoisie erlangen, überall dort wird es sich 
wohl auch in Zukunft nicht vermeiden la- 
sen, dab der eine oder andere wackere Poli- 
zist sich beleidigt fühlt. Und so werden sie 
immer früher aufstehen müssen und es wird 
immer mehr zu tun geben für die Haupt-, 
Ober- oder nur Kommissare landauf und 
landab. 


Gegen Sozialabbau, Lohnkürzungen, Entlas- 
sungen, reaktionäre Hetze. Kein Fußbreit den 
Faschisten. Der Kapitalismus hat keine Feh- 
ler - er ist der Fehler. 


Passauer Antifaschisten 


Solidarität! 


Wie berichtet, läuft zur Zeit ein $-129-Ver- 
fahren (Bildung einer kriminellen Vereini- 
gung) gegen mindestens 28 Personen, denen 
unterstellt wird, innerhalb des „antifaschi- 
stischen Spektrums Passau“ über 100 politi- 
sche „Straftaten“ begangen zu haben. Be- 
kannt geworden ist dieses Verfahren erst 
durch die bundesweiten Hausdurchsuchun- 
gen vom 12. Mai 98. In acht Städten (Berlin, 
Bielefeld, Göttingen, Hamburg, 
Mühldorf/Inn, München, Nürnberg und Pas- 
sau) wurden insgesamt 36 „Objekte“ durch- 
sucht und Sachen im materiellen Wert von 
mindestens 60.000 beschlagnahmt. Hinzu 
kommen aber vor allem persönliche Dinge 
wie Briefe, Tagebücher etc. 

Kinzige Gemeinsamkeit der beschuldigten 
AntifaschistInnen ist, daß sie alle einmal in 
Passau gelebt haben. Aus den Durchsu- 
chungsbeschlüssen ging nicht hervor, was 
den Beschuldigten konkret vorgeworfen 
wird. Wohl aber, daß neben (T'x-) Passauer 
AntifaschistInnen auch die Antifaschisti- 
sche Aktion Passau, die Antifaschistische Ak- 
tion / Bundesweite Organisation (AA/ BO) 
und die Rote Hilfe e.V in den Krmittlungen 
eine wesentlichen Rolle spielen. Das Gro- 
teske an dem Verfahren ist die Tatsache, daß 
gerade in Zeiten der Hochkonjunktur für fa- 
schistische Parteien wie NPD und DVU, ge- 
gen linke, legalangelegte Organisationen mit 
aller Macht vorgegangen wird. 

Diese Ermittlungen, sofern sie überhaupt 
auf die bislang 28 Personen beschränkt blei- 
ben und nicht noch viel weiter ausgeweitet 
werden, stellen einen direkten Angriff auf er- 
folgreiche Organisierungsansätze im antifa- 
schistischen Bereich dar. Diese Ermittlun gen 
könnten der Beginn eines der größten Ver- 
fahren gegen AntifaschistInnen seit Beste- 
hen der BRD sein. Um dieses staatliche Vor- 
haben zu vereiteln, bedarf es einer möglichst 
breit angelegten Solidaritäts- und Öffent- 
lichkeitsarbeit. 


A 


Prozeß gegen den Totalen Kriegsdienstverweigerer Torsten Froese 


Öffentlichkeit ausgeschlossen, Pro- 
zeĵ vertagt, Torsten Froese in Haft 


Torsten Froese im Gericht verhaftet und ohne 
Gerichtsurteil inhaftiert 

Justizbeamte schlagen den Anklagten und ver- 
letzen Prozeßbesucher und Wahlverteidiger 


Der ‘Totale Kriegsdienstverweigerer Torsten 
Froese wurde heute (23.6.) während des Pro- 
zesses gegen ihn verhaftet. 

Er ist zum zweiten Mal wegen sogenann- 
ter Dienstflucht angeklagt. Bereits 1993 war 
er wegen seiner Gewissensentscheidung ge- 
gen jeden Kriegsdienst zu drei Monaten Frei- 
heitsstrafe, ausgesetzt auf zwei Jahre Be- 
währung, verurteilt worden. 

Der lotalverweigerer wird nach Paragraph 
>> Abs. 1 Zivildienstgesetz angeklagt, durch 
das sogenannte Dienstflüchtige mit bis zu 
fünf Jahren Freiheitsstrafe bedroht werden. 
Den ‚zivilen’ Militärersatzdienst lehnt Froe- 
se wegen seiner Kinplanung in die zivil-mi- 
litärische Zusammenarbeit der ‚Gesamtver- 
teidigungskonzeption“ der Bundeswehr und 
Nato ab. 

Obwohl Froese schon im Vorfeld wegen 
des zu erwartenden Andrangs um einen 
großen Sitzungssaal gebeten hatte, wurden 
im Saal lediglich 26 Sitze zur Verfügung ge- 
stellt, so daß etwa 20 Besucher und Besu- 
cherinnen ausgeschlossen wurden. Allein 
vier Sitze im Publikumsbereich wurden von 
uniformierten Beamten besetzt, während im 


> Solidarität 


Am 12. Mai 1998 wurden bundesweit über 35 Wohnungen und 
Geschäftsräume nach $ 129 {Bildung einer kriminellen Vereinigung) 
durchsucht. Die Ermittlungen richten sich Begen 39 Personen, die ei- 


ne kriminelle Vereinigung innerhalb der Antifa Passau gegründet ha- 


ben sollen, 
Betroffen sind einige, gemeint sind wir alle! 


Keine Kriminalisierung des antifaschistischen Widerstands! 
Schafft Öffentlichkeit, solidarisiert euch, sarnmelt und spendet Geld! 


Spendenkonto: 
Rechtshilfefond 

Kto 3608 298 

Blz 740 960 00 

Raiffeisenbank Passaw/Freyung 
Stichwort: 12. Mal 


mit den 


Passauer 


AntifaschistInnen! 


vorderen Teil viele Plätze leer bleiben muß- 
ten. 

Richterin Mickerts weigerte sich, die 
Wahlverteidiger Jörg Eichler und Detlev 
Beutner (beide selbst erfahrene Totale 
Kriegsdienstverweigerer) zuzulassen. Ihnen 
wurde untersagt, in der Nähe Froeses Platz 
zu nehmen. Zur Formulierung von Anträ- 
gen, eines Antrags auf Verlegung in einen 
größeren Saal und eines Befangenheitsan- 
trags gegen Richterin Mickerts, zogen sich 
Froese und seine Verteidiger in den Korridor 
zurück. Bevor sie ihre Anträge formulieren 
konnten, stürzten sich drei Justizbeamte auf 
Froese und zerrten ihn unter Anwendung 
von überflüssiger Gewalt in Richtung Ge- 
richtssaal. Als sie Froese zu Boden geworfen 
hatten, erhielten sie den Befehl, die Aktion 
abzubrechen. Gegen die Beamten wurde 
Strafanzeige wegen Körperverletzung im 
Amt angekündigt. Wenige Minuten später 
erließ Richterin Mickerts Haftbefehl gegen 
Froese, der seine Arbeit an den Anträgen er- 
neut unterbrechen mußte, gewaltsam in den 
Gerichtssaal gebracht, geschlagen, zu Boden 
geworfen und mit Handschellen gefesselt 
wurde. Die Richterin ließ den Saal gewalt- 
sam räumen, wobei mindestens zwei Pro- 
„ebbesucher verletzt wurden. Wahlverteidi- 
ger Jörg Fichler wurde am Boden liegend so 
mißbandelt, daß er wegen eines Schlüssel- 
beinbruchs ins Krankenhaus ge- 
bracht wurde. Auch in diesem Fall 
wird Anzeige wegen Körperverlet- 
zung gegen den betreffenden Be- 
amten erstattet. 

Torsten Froese soll morgen von 
der Haftanstalt Preungesheim in 
die JVA Weiterstadt verschleppt 
werden. 

Der Prozeß fand nicht statt. 

Der Prozeß gilt als sogenannter 
‚Doppelbestrafungsprozeß“. Laut 
Artikel 103 Absatz 3 des Grundge- 
setzes darf niemand auf Grund der 
selben "lat mehrmals verurteilt 
werden. Diesen Grundsatz miß- 
achtet allerdings die deutsche 
Strafjustiz, indem sie die Klage des 
Bundesamtes für den Zivildienst 
zugelassen hat. Nachdem die 
Staatsanwaltschaft am Landge- 
richt Frankfurt/M. die Klage wegen 
der Gefahr der verbotenen Dop- 
pelbestrafung nicht zugelassen 
hatte, legte das BAZ. Beschwerde 
ein. Woraufhin allerdings die 
Staatsanwaltschaft am Oberlan- 
desgericht Frankfurt/M. wegen der 
Gefahr des Verfassungsbruches die 


Mehrere tausend Menschen demonstrierten 
am 10.6. gegen das öffentliche Gelöbnis der 
Bundeswehr in Berlin. Die Polizei hatte das 
„Rote Rathaus“ weiträumig abgesperrt und 
ließ nur geladene Gäste durch. Wer dennoch 
direkt vor dem Rathaus gegen das Gelöbnis 
protestierte, wurde sofort verhaftet. 


Beschwerde abwies. 

Erst durch ein ungewöhnliches ‚Klageer- 
zwingungsverfahren’ konnte dann das BAZ 
die Klage durch die Hilfe der Richterinnen 
und Richter am OLG Frankfurt/M. durch- 
setzen. 

Die Deutsche Friedengesellschaft - Verei- 
nigte KriegsdienstgegnerInnen protestiert 
gegen das Vorgehen der Frankfurter Justiz: 
Die Öffentlichkeit des Verfahrens war nicht 
im ausreichenden Maß gewährleistet, offen- 
bar mit Absicht angesichts der schon im Vor- 
feld eingebrachten Anträge des Angeklagten. 
Dem Angeklagten wurde untersagt, Vertei- 
diger seiner Wahl zu bestimmen. Richterin 
Mickerts und ihre Beamten gingen mit ab- 
solut unangemessener Gewalt gegen den An- 
geklagten, seine Verteidiger und Prozeßbe- 
sucher und Prozeßbesucherinnen vor. 

Besonders schockierend ist die Inhaftie- 
rung Froeses ohne Gerichtsurteil. 

Es ist eigentlich schon schlimm genug, daß 
in Deutschland Kriegsdienstverweigerer we- 
gen ihrer Gesinnung i ins Gefängnis kommen. 
Daß sich Richterin Mickerts noch nicht ein- 
mal der Mühe unterzieht, einen Prozeß 
durchzuführen und ein Urteil zu fällen und 
zu begründen, sondern gleich den Ange- 
klagten hinter Gitter schickt, ist eine neue, 
erschreckende Qualität der Gesinnungsju- 
stiz. 

Freiheit für Torsten Froese! 

gez. Dr. Gernot Lennert (Landesgeschäfts- 
führer DFG-VK Hessen), 23. Juni 1998 
Deutsche Friedensgesellschaft - 

Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen e.V. 
Sektion der War Resisters’ International 
(WRI), Landesverband Hessen 

Vogelsbergstr. 17, 60316 Frankfurt 

Tel. 069-43 14 40 Fax 069-499 0007 

E-Mail dfgvkffm@t-online.de 


qRund um den 1. Mai - Nachwehen 


Berlin 


Rund um den 1. Mai 
- Nachwehen 


Infos zu den Eingeknasteten bzw. mittlerwei- 
le wieder freigelassenen Leuten vom 
30.4./1./2.&3. Maivom Ermittlungsausschuß 
Berlin 

Wie sich die eine oder der andere viel- 
leicht ja noch erinnern kann, gab es in den 
4 Tagen über 500 Festnahmen. Der Groß- 
teil der Leute kam mit einem relativ „blau- 
en Auge“ davon und wurde nach mehreren 
Stunden in den Gefangenensammelstellen 
wieder entlassen. Andere lernten noch den 
Haftrichter und den Öberstaatsanwalt 
Heinke kennen. Einige hatten Glück und 
wurden nach der Haftprüfung entlassen, 
teils mit Meldeauflagen bzw. ohne weitere 
Belästigungen. Andere mußten nach dieser 
Prozedur hinter Knastmauern. Heute wol- 
len wir Euch darüber informieren, wieviele 
noch sitzen und welche Verurteilungen es 
bis jetzt gegeben hat. 

Insgesamt wurden 15 Leute eingeknastet 
(einer vom 30.4., zwölf vom 1. Mai, einer 
vom 2. Mai und einer vom 3. Mai), davon 
sind vier nach erneuter Haftprüfung auf 
Haftverschonung rausgelassen worden. 

Bei fünf Leuten wurde der Haftprüfungs- 
termin umgemodelt zu einer Hauptver- 
handlung, und sie wurden unterschiedlich 
verurteilt. Das härteste Urteil ist bis jetzt 18 
Monate ohne Bewährung (!), aber da es 
noch nicht rechtskräftig ist, durfte der 
Mensch vorerst den Knast verlassen, und der 
Anwalt hat Berufung gegen das Urteil ein- 
gelegt. Fin weiterer wurde auf 4 Monate oh- 
ne Bewährung verknackt, er sitzt die ver- 
bliebenen 3 Monate jetzt ab. Des weiteren 
gab es ein Urteil von 8 Monaten auf 2 Jah- 
re Bewährung, ein weiterer bekam 9 Mona- 
te ebenfalls auf Bewährung und einen 
2wöchigen Dauerarrest für einen Jugendli- 
chen, der aber durch die 2 Wochen U-Haft 
erledigt ist. Sprich, er ist jetzt wieder frei. 
Leider können wir nur eine vage Angabe zu 
den Menschen machen, die immer noch im 
Knast sitzen und auf ihren Prozeß warten, 
da drei Leute einen Anwaltswechsel ge- 
macht haben. Zu diesen Anwälten und auch 
ihrem Umfeld bekommen wir einfach kei- 
nen Kontakt, und somit ist unklar, was nun 
los ist. Sicher wissen wir, daß drei Männer 
weiterhin im Knast sind und auf die Haupt- 
verhandlung warten. Finer davon würde 
sich über Post sehr freuen, hier seine Adres- 
se: 

Michelle Grunert, z.Zt. JVA Moabit, Alt- 
Moabit 12a, Buch-Nr. 2002/8-6 (immer an- 
geben!) 

Demnächst soll seine Hauptverhandlung 
sein, und wenn Michelle Lust auf mehr Öf- 
fentlichkeit hat, geben wir den genauen Ter- 
min bekannt. 

Tja, so weit, so schlecht! paml war 
unser Eindruck, besonders am 1. Mai, daß 


viele so gar keine Ahnung hatten, wie sie 
sich, wenn sie von den B. abgegriffen WET- 
den, verhalten sollten. Daher hatten wir 
auch eine grobe Dunkelziffer auf unseren 
Festnahmelisten. Viele der eingefahrenen 
Leute waren super jung und hatten wohl 
auch noch nie etwas vom EA gehört. Damit 
ist auch erklärt, warum wir nicht 100%ig wis- 
sen, wer noch sitzt bzw. welche Urteile es 
sonst noch gab. 

(Aus: interim, 25.6.) 


Lüneburg 


Verfahren wg. Castor 
eingestellt 


Im Prozeß gegen drei junge Männer und ci- 
ne Frau, die sich anläßlich des Atomtrans- 
portes vom 3.3.97 an die Gleise nach Gor- 
leben gekettet hatten, erging jetzt folgender 
Beschluß: Gegen Zahlung von 200,- DM pro 
Person an den gemeinnützigen Verein „Kin- 
der von 'Ischernobyl e.V.“ wird das Verfah- 
ren nach | 153 StPO eingestellt. 

Das Gericht wertet damit eine Blockade 
der Gleise durch Selbstankettung nicht an- 
ders als herkömmlich e Versammlungen auf 
den Schienen. Das belegt eine bereits zuvor 
ebenfalls am Amtsgericht Lüneburg ver- 
hängte Geldbuße gegen einen Atomkraft- 
segner, der im Bereich | Lüneburg auf den 
Gleisen demonstriert hatte. Entscheidend 
für die Einigung zwischen Staatsanwalt- 
schaft und Verteidigung war die Tatsache, 
daß durch die verwendete Stahlrohrkon- 
struktion der Bahnverkehr nicht entschei- 
dend beeinträchtigt worden ist. Die Ange- 
klagten hatten sich jeweils paarweise in ci- 
nem unter dem Gleis hindurchgeschobe- 
nen Rohr aneinandergekettet. 

Ihr Einsatz kann als symbolischer Protest 
beurteilt werden, bei dem das ohnehin um- 
strittene Versammlungsverbot auf der Ca- 
storstrecke mibachtet worden war. Den An- 
klagepunkt Nötigung nach § 249 StGB hat- 
te die Staatsanwaltschaft bereits im Vorfeld 
fallenlassen. Nach Einschätzung des 
Rechtsanwaltes Dieter Magsam wurde mit 
der Verlagerung der Anklage auf Störung öf- 
fentlicher Betriebe, § 316 StGB, lediglich ei- 
ne klare politische Stellungnahme zugun- 
sten der Demonstranten vermieden. Sie wä- 
re, bei dem zu erwartenden Freispruch ge- 
gen den Vorwurf der Nötigung, unaus- 
weichlich gewesen. 

Vor dem Hintergrund der jüngsten Ent- 
hüllungen um die verstrahlten Aommüll- 
transporte zeigte sich die Justiz bemüht, 
Fragen nach Legitimation und Moral, einer 
Anklage gegen Castor-DemonstrantInnen, 
wenig Raum zu bieten. 

Um so deutlichere Worte gab es von sei- 
ten der Verteidigung zu hören. Die Anti- 
Atom-AktivistInnen machten in ihren Stel- 
lungnahmen vielfältige Gründe ihres Wi- 
derstandes deutlich. Neben dem Schutz der 
Bevölkerung und nachkommender Genera- 
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tionen unterstrichen sie ihre Auslegung von 
politischem Verantwortungsbewußtsein. 
Solche Demonstrationen seien Teil demo- 
kratischer Kultur und praktiziertes Chri- 
stentum. 

Die Ausführung, man sei auf eine von 
„Lerrorgrünen“ eingefädelte PR-Aktion zur 
Absetzung Angela Merkels mißbraucht wor- 
den, führte im überfüllten Saal 8 zum Ver- 
bot von Lachen und Beifallsäußerungen aus 
den Reihen der Öffentlichkeit. 

Nachdem bereits beim folgenden Zwi- 
schenlagertransport nach Ahaus im März 
dieses Jahres ähnliche Rohre beschla- 
snahmt wurden, wird sich dieses Mittel der 
nachhaltigen Blockade mit dem Beschluß 
als probates Werkzeug der Atomkraftgegner 
weiter etablieren. 

So ist zukünftigen Lokführern von Atom- 
transporten eine ähnliche Voraussicht zu 
wünschen, wie sie der Zeuge im Verfahren 
an den "lag legte: „Ich hatte mir reichlich 
Essen eingepackt.“ 

Nach dem ca. 30minütigen Aufenthalt 
bei Dumstorf, den die vorgeladenen Atom- 
kraftgegner verursacht hatten, konnte sich 
sein Zug gegen 18:55 Uhr nur für wenige Se- 
kunden wieder in Bewegung setzen. Ein 
paar hundert Meter weiter mußten techni- 
sche Kräfte der Polizei zwei weitere De- 
monstranten aus ihren Betonfundament 
befreien. Der Prozeß in dieser Sache beginnt 
am 6. August um 11:00 Uhr ebenfalls am 
Amtsgericht Lüneburg. 


Kumpanei BRD - Türkische Republik 
Kurdenverfolgung 


° Seit Mitte Juni befindet sich der 26jähri- 
ge kurdische Asylgefangene Recep Öz - seit 
inde Mai im Abschiebegefängnis Berlin- 
Grünau - im Hungerstreik gegen seine dro- 
hende Abschiebung in die Türkei, wo nach 
seinen Aussagen in politisch begründeter 
Haftbefehl gegen ihn vorliegt. Sein Zustand 
ist nach Aussagen seiner Anwältin bedenk- 
lich. 


° Die Bundesanwaltschaft hat erneut eine 
\129a-Anklage gegen einen angeblichen 
„Spitzenfunktionär“ der PKK erhoben. Sie 
wird ihm vor, Brandanschläge auf drei tür- 
kische Geschäfte im Raum Gießen „ange- 
ordnet“ zuhaben. Außerdem behauptet sie, 
er würde von der PKKbezahlt, habe aber So- 
zialhilfe vom Sozialamt Herne bezogen. 


° Am 30. Juni hat die Polizei in Sachsen und 
Sachsen-Anhalt insgesamt elf kurdische 
Vereinräume, Privatwohnungen von kurdi- 
schen Menschen und drei Flüchtlingshei- 
me, in denen Kurden wohnen, durchsucht. 
Schwerpunkt des Staatsterrors waren Dres- 
den, Leipzig, Grimma, Zwickau und Halle. 
An der Aktion nahmen 270 Polizisten teil. 
Vorwand war der Vorwurf der Spenden- und 
Schutzgelderpressung für die PKK. 
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Münchner Polizei 
„begrüßt“ die 
„Samstags-Mütter“ 
aus der Türkei ... 


ihre Unterstützter werden mit einer Haus- 


durchsuchung überzogen. 


Heute morgen wurden in einer zwei Stun- 
den dauernden Polizeiaktion die Räume des 
„Vereins zur interkulturellen Zusammenar- 
beit“ und der „Infomations- und Bera- 
tungsstelle für Menschenrechte MESOPO- 
TAMIA“ in München zum wiederholten 
Male durchsucht. 

Der Durchsuchungsbeschluß lag diesmal 
nicht seit Monaten in der Schublade der 
Staatsanwaltschaft politische Abteilung), 
sondern wurde relativ kurzfristig konstru- 
iert. Die Maßnahme wurde vor einer Wo- 
che angeordnet, weil am 1. Mai dieses Jah- 
res Flugblätter der ERNK in München auf- 
getaucht sein sollen Die ERNK nationale 
Befreiungsfront Kurdistans) ist in der Bun- 
desrepublik mit einem Betätigungsverbot 
belegt 

Dennoch ist der Zeitpunkt der Durchsu- 
chung mit Sicherheit nicht zufällig gewählt. 
Dennam gleichen ag traf eine Delegation 
der „Samstagsmütter“ aus der Türkei in 
München ein. Die „samstagsmütter“ sind 
Menschenrechtlerinnen, die allesamt An- 
gehörige aufgrund von Menschenrechtsver- 
letzungen in der Türkei und Kurdistan ver- 
missen bzw. verloren haben. Fine Abord- 
nung befindet sich zur Zeit auf einer Run- 
dreise durch die Bundesrepublik, um über 
die Situation in ihrem Land zu informieren 
und zu diskutieren. Die Rundreise wurde 
organisiert vom Kurdistan-Informations- 
zentrum (KIZ) und der Informationsstelle 
Kurdistan (ISKU) in Köln. Zu den bundes- 
weiten UnterstützerInnen zählen: 

Aachener Friedenspreis e.V., amnesty in- 
ternational, Bündnis 90/Die Grünen (Bun- 
desvorstand), Vereinigung der Verfolgten 
des Naziregimes/Bund der Antifaschisten 
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Die Delegation der ,„ 


und weitere. Auch in München wird die 
Rundreise von einem breiten Bündnis von ' 
Parteien, Organisationen und Menschen- 
rechtsgruppen getragen. Zu den bisherigen 
Unterstützern zählen in München die In- 
formations- und Beratungsstelle für Men- 
schenrechte MESOPOTAMIA, der Verein 
für interkulturelle Zusammenarbeit e.V, 
die „Kurdischen, türkischen und deutschen 
Frauen“, das Kurdistan-Solidaritätskomitee 
und weitere Personen aus Gewerkschaften 
und diversen Kreis- und Landesverbänden 
der im Landtag vertretenen Parteien. Ein- 
geladen sind die „Samstagsmütter“ sowohl 
vom Dritten Bürgermeister der Landes- 
hauptstadt München, Hep Monatzeder als 
auch von den Fraktionen der SPD und der 
B90/Die Grünen im bayerischen Landtag. 
Außerdem haben weitere Politikerinnen 
und Politiker ihre Teilnahme an der morgi- 
gen Kundgebung zugesagt bzw. Grußbot- 
schaften übermittelt Dazu zählen unter an- 
deren Claudia Roth, Mitglied des Kuropäi- 
schen Parlamentes (B90/Die Grünen) und 
Anne Hirschmann, MdL (SPD). 

Die Samstagsmütter“ setzen sich seit Jah- 
ren für die Menschenrechte in der Türkei 
und die Beendigung des Krieges in Kurdi- 
stan ein. Sie fordern aber auch Deutschland 
auf, endlich die Waffenlieferungen an die 
Türkei einzustellen. Darüber hinaus sollte 
Deutschland seine Rolle in dem seit fast 15 
Jahren dauernden Konflikt besser dazu nut- 
zen, eine Vermittlerposition einzunehmen 
und eine politische Lösung zu fördern. 

Stat tdessen wird nun auch die Delegati- 
on der „Samstagsmütter“ auf perfide Wei- 
se vom deutschen Staatsschutz begrüßt. In- 
dem konstruiert wird, die Unterstützer der 
MenschenrechtlerInnen seien kriminell 
oder gar terroristisch, soll das Anliegen der 
„samstagsmütter“ allgemein diftamiert 
werden - wie in der Türkei! Wir protestie- 
ren aufs Schärfste gegen die heutige Durch- 
suchung und fordern, endlich eine politi- 
sche Lösung für Kurdistan auf den Weg zu 
bringen. 


Roland Meier, Informations- und Beratungs- 


stelle für Menschenrechte MESOPOTAMIA 


Interview mit Eren Keskin, Rechtsanwältin, Samstagsmutter und stellv. Vorsitzende des IHD 


„Ich lasse mich nicht unterkriegen“ 


Die Istanbuler Rechtsanwältin, aktive Sams- 
tagsmutter und stellvertretende Vorsitzende 
des türkischen Menschenrechtsvereins IHD, 
Eren Keskin, war eine der Hauptrednerinnen 
aufder Konferenzzum Thema „Die kurdische 
Frau im Spannungsfeld von Unterdrückung 
und Befreiungskampf“, die prison watch in- 
ternational (pwi) am 20. und 21. Juniin Ham- 
burg veranstaltete. Gemeinsam mit ihrer Kol- 
legin Jutta Hermanns stellte sie das Projekt 
„Rechtliche Hilfe für Frauen, die von staatli- 
chen Sicherheitskräften vergewaltigt oder auf 
andere Weise sexuell mißhandelt wurden“ 
vor. Mehrfache Inhaftierung, staatliche Schi- 
kanen wie der Versuch, ihr die Lizenz als An- 
wältin zu entziehen, ständige Bedrohung und 
der Versuch, sie zu verschleppen, sind der 
Preis, den sie für ihr politisches Engagement 
bezahlen muß. Aber aufgeben will sie trotz- 
dem nicht, denn: Dann haben die ja erreicht, 
was sie wollten. 


Frau Keskin, Sie sind seit geraumer Zeit bei 
den Istanbuler Samstagsmüttern aktiv. Wie 
kam es zu Ihrem Engagement? 

Jeden Samstag treffen sich in Istanbul vor 
dem Galatasary-Gymnasium Menschen, 
deren Angehörige in Haft verschwunden 
sind. Sie werden einfach auf offener Straße 
verschleppt. Manchmal werden ihre Lei- 
chen gefunden, übersät mit Folterspuren, 
aber die meisten bleiben spurlos ver- 
schwunden. Vor drei Jahren sind mehrere 
Mütter zusammengekommen, um dieses 
Schicksal ihrer Kinder bekannt zu machen. 
Ihr Vorbild waren die argentinischen Müt- 
ter de plazo de mayo, die unter dem Motto 
„Ihr habt unsere Kinder lebendig genom- 
men, lebendig wollen wir sie zurück haben“ 
Ende der 70er Jahre auf die Praxis des Ver- 
schwindenlassens durch die damalige Mi- 
litärdiktatur aufmerksam machen wollten. 
Den Samstagsmüttern geht es aber nicht 
nur darum, ihre Gefühle, ihre Trauer, zu zei- 
gen, sondern auch an andere Mütter - und 
nicht nur an Mütter - zu apellieren, diese 
Aktion zu unterstützen. Sie sagen „Wir sind 
heute dran, morgen seid ihr dran“. Im 
ganzen Land sind die Samstagsmütter in- 
zwischen akzeptiert. Und manchmal sitzen 
fünfhundert Leute samstags auf dem Platz. 
Viele mit den Bildern ihrer verschwundenen 
Angehörigen in der Hand. 


Was sind das für Menschen, die verschwin- 
den? 

In Kurdistan herrscht ein Krieg. Und die 
Menschen, die verschleppt werden, sind 
meist kurdischer Hesrkunft, Kurdinnen und 
Kurden, die zu ihrer kurdischen Identität 
stehen. Mit dem Verschwindenlassen wol- 
len die Sicherheitskräfte andere erschrek- 


ken, um sie so von politischen Engagement 
fernzuhalten. Außerdem verschwinden 
auch Menschen, Türkinnen und Türken, 
die für die Gleichberechtigung und die 
Selbstbestimmung des kurdischen Volkes 
eintreten. 


Verschwinden nur Männer oder auch Frau- 
en? 

Fs verschwinden auch Frauen, aber die mei- 
sten sind Männer. 


Gibtes Gruppen der Samstagsmütter auch in 
anderen Städten der Türkei? 

In Istanbul hat es angefangen, zur Zeit gibt 
es auch Gruppen in Izmir und Ankara. 


Verläuft es friedlich, wenn sie Samstagsmüt- 
ter ihre Sit-Ins machen? 

Ganz am Anfang war es sehr schwierig. Die 
Samstagsmütter wurden angegriffen. die Si- 
cherheitskräfte haben versucht, diese Akti- 
on zu beenden. Sie haben auf die Frauen 
eingeprügelt, sie an den Haaren in die Poli- 
zeiautos gezerrt. Mit Hunden sind sie sogar 
auf die Demonstrierenden losgegangen. Je- 
den Samstag wußten wir nicht, ob wir nach 
der Samstagsmütter-Aktion wieder heil 
nach Hause kommen würden. Viele von uns 
wurden verhaftet. Nach einer Weile wurde 
es dann ruhig. Bis vor zwei Monaten. Da 


wurden die Mütter wieder angegriffen. 


Doch die Samstagsmütter lassen sich nicht 
unterkriegen. Sie geben nicht auf. Sie wer- 
den immer weiter für ihre Rechte kämpfen. 


Seit wann sind Sie selbst bei den Samstags- 
müttern aktiv? 

Ganz am Anfang, als die Aktion begann, da 
war ich im Gefängnis. Aber seitdem ich ent- 
lassen wurde, bin ich jeden Samstag mit da- 
bei. 


Haben Sie selbst auch Angehörige auf diese 
Weise verloren? 
Angehörige nicht, aber Mandanten. 


Haben sie wegen ihres Engagements Schwie- 
rigkeiten bekommen, als Rechtsanwältin zu 
arbeiten? 

Natürlich habe ich Schwierigkeiten. Nicht 
nur wegen der Samstagsmütter, sondern 
weil ich als Anwältin politische Gefangene 
vertrete, PKK-lerInnen beispielsweise. Und 
ich arbeite eng mit dem Menschenrechts- 
verein IHD zusammen. Ich bin bis jetzt fünf 
Mal verhaftet worden. als ich das letzte Mal 
inhaftiert war, bekam die Anwaltskammer 
einen Brief, in dem sie aufgefordert wurde, 
mir die Lizenz als Rechtanwältin zu entzie- 
hen. Das hat die Kammer aber abgelehnt. 
Einmal wurde sogar versucht, mich zu ver- 


schleppen. So werde ich unter Druck ge- 
setzt. 


Was passierte, als versucht wurde, Sie zu ver- 
schleppen? 

Ich bin mit einer Freundin zusammen aus 
dem IHD Gebäude in Istanbul gekommen. 
Wir sind rausgegangen und wollten in ein 
Taxi einsteigen. Auf einmal stiegen aus ei- 
nem anderen 'laxı Männer aus, die ver- 
suchten, mich mitzuschleppen. Ich habe so- 
fort laut geschrien. Die Männer haben sich 
an meinen Armen so richtig festgekrallt. Ich 
habe noch lauter geschrien. Das haben mei- 
ne Freunde mitbekommen und sind auf- 
merksam geworden. Daraufhin haben die 
Männer mich losgelassen und ich konnte 
entkommen. Aber ich glaube, die wollten 
mich nicht wirklich verschleppen. Wenn sie 
das wirklich gewollt hätten, dann hätten sie 
mich auch mitgenommen. Sie wollten mich 
wohl erschrecken, mich einschüchtern, da- 
mit ich Angst kriege und aufhöre, politisch 
zu arbeiten. 


Haben Sie Angst? 

Natürlich habe ich Angst. Aber mit dieser 
Angst müssen wir leben. Es gibt zwei Mög- 
lichkeiten, damit umzugehen: Entweder 
wir müssen uns wehren oder wir müssen uns 
aufgeben. 


Sie sind die stellvertretende Vorsitzende des 
Menschenrechtsvereins IHD. Der erste Vor- 
sitzende, Akin Birdal, wurde in seinem Büro 
angeschossen und schwer verletzt. Befürchten 
Sie, daß Ihnen so etwas auch passieren könn- 
te? 

Natürlich. Wir haben auch schon, bevor 
Herr Birdal angeschossen wurde, über diese 
Möglichkeit nachgedacht. Wir sind ja öfter 
bedroht worden. Ich muß jeden Tag damit 
rechnen, daß mir auch so etwas passiert. Ich 
weıß, was auf mich zukommt. Aber das ist 
kein Grund für mich, daß ich mich hinset- 
ze und nichts tue. Ich muß damit leben und 
dart mich nicht aufgeben. Sonst haben sie 
ihr Ziel erreicht, denn das ist ja das, was sie 
damit bezwecken. Aber wir sind alle Men- 
schen und wir haben natürlich Angst. 
Manchmal denke ich, falls sowas passiert, 
wie soll ich mich verhalten? Was werde ich 
machen? Aber ich werde trotzdem weiter 
kämpfen. Ich lasse mich nicht unterkriegen. 


Frau Keskin, Sie haben vorhin gesagt, daß Sie 
selbst mehrfach inhaftiert waren. Können sie 
erzählen, welche Erfahrungen Sie dabei ge- 
macht haben? Ich habe einmal in einem Film 
von amnesty international (ai) gesehen, in 
dem sie sagten, das Schlimmste sei für Sie ge- 


wesen, daß sie fünf Monate ihre Mutter nicht ”*” 


/ 


sehen konnten. 

Das war nicht speziell auf mich bezogen. 
Ganz allgemein ist cs in der Türkei so, die 
politischen Gefangenen dürfen mit ihren 
Verwandten keinen Kontakt aufnehmen. 
Die anderen Gefangen, zum Beispiel die 
Matia-Banden, die dürfen ihre Verwandten 
sehen und bekommen auch regelmäßig Be- 
such. Aber wir, die Intellektuellen, die we- 
gen eines Artikels inhaftiert sind oder die 
politischen Gefangenen, wir dürfen unsere 
Verwandten nicht sehen. Deshalb habe ich 
das erwähnt, weil das schrecklich ist, jahre- 
lang die eigene Familie nicht sehen zu dür- 
fen, nicht zusammenkommen und sich 
nicht anfassen zu dürfen. 


Welche Erfahrungen haben Sie selbst in der 
Haft gemacht? 

Von außen konnte ich mir gar nicht vorstel- 
len, wie politische Gefangene behandelt 
werden, Aber nachdem ich selbst inhaftiert 
war, wußte ich, was sie aushalten müssen 
und daß sie keine Rechte mehr besitzen. 


Gibt es unterschiedliche Erfahrungen, die 
Frauen und Männer machen? Im Gefängnis, 
bei der Verhaftung oder bei den Mi- 
litäreinsätzen in Kurdistan? 

Selbstverständlich sind von einem Krieg al- 
le Menschen betroffen. Aber Frauen sind 
gesellschaftlich unterdrückt, sexuell unter- 
drückt. Das äußert sich auch im Krieg. Sie 
sind mehr davon betroffen. 


Inwiefern? 

Die Frauen werden einmal wegen ihres Ge- 
schlechts und zum zweiten wegen ihrer 
Identität als Kurdinnen unterdrückt. Jede 
Frau muß sich nach der Verhaftung voll- 
ständig ausziehen. Vor männlichen Polizei- 
beamten. Jede muß eine gynäkologische 
Untersuchung über sich ergehen lassen. In 
den Verhören werden sie sexuell gefoltert 
undvergewaltigt, um sie gefügig zumachen. 
Bei den! Militäreinsätzen i in den kurdischen 
Gebieten werden 

die Frauen vor | 
den Augen der 
Dorfbewoh- 
NET ausge- 
zogen 
und an- 
gefaßt 
und be- | 


schimpft. Sehr häufig werden Frauen ver- 
gewaltigt. Sexuelle Folter ist eine Methode 
der Kriegführung in Kurdistan. Die Täter 
sind Militärs, Sicherheitsbeamte oder Dorf- 
schützer. Obwohl es häufig zu Vergewalti- 
gungen kommt, wird sehr wenig darüber ge- 
redet. Es ist sehr schwierig, darüber zu re- 
den. Die Frauen haben Angst, in der Ge- 
sellschaft Schwierigkeiten zu bekommen. 
Sie werden vom Staat unter Druck gesetzt, 
wenn sie die Täter anzeigen. Aber sie haben 
auch Angst vor den Reaktionen der eigenen 
Familie. Die Frauen fühlen sich be- 
schmutzt. Obwohl es so häufig passiert, be- 
greifen viele Frauen das immer noch als ihr 
individuelles Schicksal. 


Gibt es Hilfe für diese Frauen? 

Ja, aus diesem Grund haben wir ein Projekt 
initiiert, in dem Frauen, die in Polizeige- 
wahrsam oder bei Militäreinsätzen oder von 
Dorfschützern oder anderen Sicherheits- 
kräften sexuell bedroht oder vergewaltigt 
werden, Hilfe und Unterstützung bekom- 
men. 


Seit wann existiert dieses Projekt? 
Seit einem Jahr gibt es das Projekt. Viele 
Frauen haben sich an uns gewandt. Fast 
sechzig Frauen haben uns beauftragt, einen 
Strafantrag zu stellen. Achtzehn davon sind 
vergewaltigt worden. Wenn es zu einem Ver- 
fahren kommt, dann vertreten wir die Frau- 
en. Wenn unsere Strafanträge abgelehnt 
werden, dann gehen wir bis zum Europäi- 
schen Gerichtshof für Menschenrechte 
(EUGM). So wollen wir auf das Problem 
aufmerksam machen. In einem Fall ist das 
Verfahren vor dem EUGM mit einer Verur- 
teilung der Türkei beendet worden. Dar- 
aufhin wurde auch in der Türkei ein Ver- 
fahren gegen den Täter, einen Militär- 
Hauptinann, eröffnet. Das hatten die tür- 
kischen Gerichte zunächst v erweigert. Fine 
Anwältin des Projektes tritt in diesem Ver- 
fahren als Nebenklägerin auf. Allerdings ist 
es für die betroffenen rauen trotzdem 
schwierig, ein solches Verfahren zu 
führen und es kostet viel Mut, das 
auch durchzustehen. Die Kläge- 
rin in diesem Fall, Sukran Ay- 
din, war die einzige, die das kurdi- 
sche Gebiet nicht verlassen hat, 
n nachdem sie den Täter 
a angezeigt hatte. Die 
; ganze Zeit wurde 
sie und ihre Familie 
bedroht. Jetzt, 
nachdem selbst 
der Europäi- 
sche Gerichts- 
hof die Türkei 
verklagt hat, 
E sind die Repres- 
n ; sionen gegen 
Frau Aydin 
und ihre Familie so 
groß, daß sie ihre Hei- 
mat verlassen mußten. 


ebene 


Wie können wir von hier aus ihr Projekt un- 
terstützen? 

Viele Frauen finden erst sehr vielspäternach 
der lat den Mut, darüber zu sprechen. Wir 
machen immer wieder die Erfahrung, daß 
sie sich erst trauen, wenn sie schon mehre- 
re Jahre im Ausland im Exilleben. Vielleicht 
könnten Sie Kontakt zu solchen Frauen be- 
kommen und uns dann benachrichtigen? 
Eventuell wäre ja eine Zusammenarbeit auf 
dieser Ebene möglich. 


Und finanzielle Unterstützung? 
Natürlich brauchen wir auch finanzielle Un- 
terstützung. Für das erste Jahr hat eine Kir- 
che die Finanzierung übernommen. Aber 
wir möchten auch in Zukunft weiterma- 
chen. Und dafür brauchen wir natürlich 
Geld. 
Ich danke Ihnen für das Interview und wün- 
sche Ihrer Arbeit weiterhin viel Erfolg. 

Das Interview führte Birgit Gärtner, in: 
Lokalberichte Hamburg 


Tschechien 


Neues von Vaclav Jez 


Es gibt eine Neuigkeit im Fall des tschechi 
I Anarchisten Vaclav Jez. Wie im An- 
gehörigen Info berichtet wurde, wurde er 
eingeknastet, weil er einen Neofaschisten in 
Notwehr verletzt hatte. Vaclav Jez wurde 
nun von Brno nach Kurim verlegt. Er freut 
sich über alle Kontakte zur Außenwelt. Al- 
lerdings müssen die Briefe in tschechischer 
Sprache verfaßt sein, weil die Zensoren kei- 
ne andere Sprache lesen können. Briefe, die 
nicht in tschechischer Sprache abgefaßt 
sind, erhältder Gefangene einfach nicht: Al- 
lerdings ist es möglich, an die Freundin von 
Vaclav Jez Briefe in Englisch zu schreiben. 
Sie übersetzt den "Text und kann ihn dem 
Gefangenen zukommen lassen. Wenn Ihr 
Rückantwort wollt, die Adresse auf den Brie- 
fen nicht vergessen! 

Durch die Verlegung hat Jez einige Er- 
leichterungen im Gefängnis. Die Unter- 
bringung ist besser, und er rhat die Möglich- 
keit zu arbeiten. Vom 3.-6. Juni hatte Jez die 
ersten Prozeßtermine. Doch wegen Form- 
fehler und dem Fehlen wichtiger Beweis- 
mittel wurde das Verfahren vertagt. 

Wer Vaclav Jez direkt (in tschechisch) 
schreiben will: 


Vaclav Jez, 
PO BOX 10/89, 
Kurim 66434, 


Tschechien 


Die Adresse seiner Freundin lautet: 
Sona Samalikova, 

Dvorska 18, 

Blansko 67801, 


Tschechien 


(Peter Nowak) 
E 


Interview mit der Irlanderubpe Hambur 


Die Freilassung der Gefangenen 
bleibt eine Willkürentscheidung der 
britischen Behörden 


Ich habe jetzt Knud zu Gast. Es gab am 19.6. 
line Veranstaltung „Nordirland auf dem 
Weg zum Frieden?“ Knud, Du bist Vertreter 
von einer Irlandgruppe, und vielleicht ist das 
erst mal wichtig: Es gab jetzt Wahlen in Nor- 
dirland, und da wurde auch über das Frie- 
densabkommen abgestimmt. Was heißt das 
Friedensabkommen, was bedeutet es genau? 
Ich will versuchen, es ganz kurz zu machen, 
weil es insgesamt eine recht umfangreiche 
Geschichte ist. Es ist gestern nicht über das 
Friedensabkommen selbst abgestimmt 
worden. Das ist schon im Mai passiert, da 
ist in einem Referendum die Zustimmung 
der Bevölkerung in Nordirland wie in Sü- 
dirland jeweils in getrennten Referenden 
eingeholt worden. Im Süden lag die Zu- 
stimmung bei 95%, und in Nordirland bei 
75%, wobei die größte Ablehnung von der 
DUP (Democratic Unionist Party) , der 
zweitgrößten unionistischen Partei um den 
sicher vielen bekannten bigotten, funda- 
mentalistischen, _ rechtsextremistischen 
Pfarrer lan Paisley. 

Gestern ist abgestimmt worden über die 
Zusammensetzung der in dem Friedensab- 
kommen festgelegten nordirischen Ver- 
sammlung. Das Friedensabkommen ist im 
April, am Karfreitag, unterzeichnet worden 
und ist auch von Sinn Fein, also der repu- 
blikanischen Partei, nach längerer Diskussi- 
on unterzeichnet worden. Entscheidend ist, 
daß dieses Friedensabkommen von allen 
Konfliktparteien bis auf Paisley, der von 
vornherein gesagt hat, er redet nicht mit 
Sinn-Fein-Leuten, ausgehandelt ist, d.h. 
den Vertretern der loyalistischen Parami- 
litärs, die zwei kleine politische Parteien ha- 
ben, Sinn Fein, der sozialdemokratischen 
SDLP (Social Democratic Labour Party), 
der UUP (Ulster Unionist Party), also der 
srößten unionistischen Partei, der briti- 
schen Regierung und der südirischen Re- 
gierung. Amerika ist insofern nicht ganz un- 
wichtig, als es tatsächlich auch eine Inter- 
nationalisierung dieser Verhandlungen gab. 
Der Vorsitzende war der ehemalige US-Se- 
nator Mitchell, der diese Verhandlungen ge- 
leitet hat, und der Einfluß der Clinton-Ad- 
ministration und der nordamerikanischen 
irischen Community, die relativ ein- 
Hußreich in den USA ist, hat dabei auch ei- 
ne Rolle gespielt. Auf die einzelnen Be- 
stimmungen können wir dann nachher im 
konkreten Fall eingehen. Also ganz kurz, 


wichtig ist die institutionelle Regelung: Es 
gibt einenordirische Versammlung, über die 
gestern abgestimmt worden ist mit 108 Ver- 
tretern, aus denen eine gemeinsame Regie- 
rung gebildet werden soll. D.h. es ist eine 
Art von Power-Sharing, die Macht soll ge- 
teilt werden, es gibt eine Quotenregelung 
bei Abstimmungen, um zu gewährleisten, 
daß nicht eine Gruppierung, wie in diesem 
Fall die Unionisten oder wie es meistens hier 
verkürzt genannt wird die Protestanten, daß 
die nicht wie bis 1972 gewissermaßen allein 
die Dominanz in diesem nordirischen Staat 
haben. Gleichzeitig soll ein gesamtirischer 
Rat eingerichtet werden; in diesem Rat sol- 
len die südirische und die nordirische Re- 
sierung bezüglich einiger Punkte, z.T. Tou- 
rismus oder Fischereirechte, zusammenar- 
beiten. Weiter soll ein Inselrat aller Regio- 
nen und Länder, d.h.: Irland, Nordirland, 
Schottland, Wales und England gebildet 
werden, der aber mehr eine Pro-Forma-Ge- 
schichte ist, um die Unionisten für diesen 
Plan zu gewinnen. Den kann man eigent- 
lich vernachlässigen, da er nie eine Relevanz 
erhalten wird. 


In gewissen Bereichen der Außenpolitik und 
der Sicherheitspolitik haben die Briten wei- 
terhin das Sagen? 

Sicherlich kann man nicht erwarten, daß ein 
von allen beteiligten Parteien ausgehandel- 
ter Vertrat sehr klar in den Formulierungen 
ist- man denke an das südafrikanische Tran- 
sitionsmodell, wo die Buren und die alten 
Apartheidvertreter mit dem ANC zusam- 
mengesessen sind. Aber dennoch sind in 
diesem Vertragsabkommen viele Sachen 
sehr unklarundschwammigformuliert, und 
das Eintscheidende ist sicherlich, daß die 
britische Regierung das letzte Wort in fast 
allen entscheidenden Punkten hat. Du hast 
Außen- und Sicherheitspolitik genannt, das 
betrifft auch einen großen Bereich der Fi- 
nanz- und Steuerpolitik, der gewissermaßen 
unter der Kontrolle der Briten bleibt. In die- 
sem Abkommen wird auch das unionisti- 
sche Veto festgeschrieben, d.h. erst bei ei- 
ner Mitarbeit von Nordirland kann eine Lö- 
sung von Britannien erfolgen. Es wird sich 
in der praktischen Umsetzung des Abkom- 
mens - z.B. bei den loyalistischen Märschen 
im Juli - zeigen, ob die britische Regierung 
wirklich bereit ist, die politische Deckung 
der Unionisten aufzugeben. Das ist der Kern 


des ganzen Kontfliktes, der sicherlich auch 
als kolonialer Konflikt zu begreifen ist: daß 
die britische Regierung die Vormachtstel- 
lung der Unionisten immer gedeckt und be- 
nutzt hat. 


Jetzt ist es aber so, daß die größte republika- 
nische Gruppe, die IRA / Sinn Fein, dieses 
Friedensabkommen als Schritt in die richtige 
Richtung bezeichnet hat, und sie begreift sich 
als antikolonialistische Bewegung, während 
die Loyalisten durchweg mit ihren eigenen In- 
teressen auch noch einmal die Interessen der 
Briten vertreten haben. Der entscheidende 
Punkt ist: Es gibt relativ viele Gefangene aus 
der IRA, ausder INLA und aus anderen Grup- 
pierungen der republikanischen Bewegung. 
Wie sieht es denn damit aus? In einem Flug- 
blatt, das zu der Veranstaltung eingeladen 
hat, stand drin, daß es in dem Sinne keine 
Amnestie gibt. Kannst Du das noch einmal 
genauer erklären? 

Das ist auch ganz wichtig, weil das hier ins- 
gesamt in den Medien sehr euphorisch war. 
Jetzt ist endlich Frieden, das ist der durch- 
gängige Tenor gewesen, und alle Redakteu- 
re haben sich beeilt, Fotos mit Kindern zu 
nehmen, was so ein klassisches Dingist: Kin- 
der sind unschuldig, und wenn man Kinder 
irgendwo drauf hat, dann wirkt das alles 
sanz vielversprechend und auf die Zukunft 
ausgerichtet. Daß in dem Sinne kein siche- 
rer Frieden ist, ist klar, aufgrund der ganzen 
Unwägbarkeiten, die da drin sind. 

Zu den Gefängnissen muß man sagen: Es 
ist keine Amnestie, was das britische Parla- 
ment vor zwei Wochen beschlossen hat. Es 
ist erst mal die legislative Umsetzung des- 
sen, was am Karfreitag beschlossen worden 
ist. Aber es ist nicht gewagt worden, wir ha- 
ben es hier mit einem politischen Konflikt 
zu tun und alle Gefangenen kommen raus, 
weil dieser politische Konflikt ein Ende ge- 
funden hat oder sich transformiert, wie z.B. 
in Südafrika, wo alle Gefangenen rausge- 
kommen sind. Hier haben wirs damit zu 
tun, daß gesagt worden ist, erst mal kom- 
men alle die Gefangenen nicht raus, deren 
Organisationen keinen Waffenstillstand 
eingehen. Das betrifft die INLA-Gefange- 
nen (INLA: Irish National Liberation Ar- 
my), das betrifft alle möglichen Gefangenen 
von Continuity Army Council und von an- 
deren republikanischen Gruppen, die kei- 


nen Waffenstillstand erklärt haben, das be- ~ 
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trifft aber auch die loyali- 
stischen Gefangenen der 
Loyalist Volunteer Force, 
einer Gruppe, die für die 
Mordkampagnen des letz- 
ten Jahre hauptsächlich 
verantwortlich war. 

Im Vertrag steht aber, 
daß bis in zwei Jahren alle 
Gefangenen raus sein sol- 
len. Dazu muß man wissen, 
daß von den 340 Gefange- 
nen 270 sowieso im Laufe 
der nächsten zwei Jahre 
über normale Z/weidritte- 
lerlässe und Halbstrafen 
etc. rauskommen werden, 
d.h.: Es bleiben nur ca. 70 
Gefangene übrig, wobei 
knapp die Hälfte davon IN- 
LA-Gefangene sind, die so- 
wieso nicht rauskommen. 
Es soll ein unabhängiger 
Prüfungsausschuß einge- 
richtet werden, der die 
Freilassung der Gefange- 
nen überprüft. Und da ist 
eben auch die unklare For- 
mulierung drin, daß die 
Umstände es erlauben 
müssen und von den Ge- 
fangenen keine Gefahr für 
die Gemeinschaft mehr ausgehen dürfe. Ei- 
ne Abschwörungstregelung ist es nicht, es 
steht also nicht drin, die Leute müssen der 
Gewalt abschwören, aber es soll eine Pro- 
gnose abgegeben werden, d.h. wenn gesagt 
vird. dieser Gefangene wirkt von seinen 
Äußerungen und von seinem Sozialverhal- 
ten so, als ob er den Friedensprozeß nicht 
richtig findet, auch wenn er das sagt - und 
die Gefangenen haben in allen Erklärungen 
gesagt, sie unterstützen den Fr iedensprozeß 
und auch dieses Abkommen, also die IRA- 
Gefangenen -, dann könnte er trotzdem drin 
blieben, d.h. es bleibt eine Willkürent- 
scheidung der britischen Behörden. Und 
von daher ist es eben keine Amnestie, weil 
der politische Kern des ganzen Konflikts 
überhaupt nicht erwähnt wird. Es wird von 
berechtigten Gefangenen gesprochen. Das 
betrifft all le, die nach bestimmten Kata- 
logstraftatbeständen eines „Antiterrorge- 
setzes“ verurteilt worden sind, d.h. genau 
diese Anerkennung, das fehlt auch in dem 
gesamten Abkommen. Es enthält über- 
haupt keinen Satz, was das für ein Konflikt 
ist, wo die Gründe liegen etc. Die Unter- 
drückung der Nationalisten und Republi- 
kaner ist in dem ganzen Vertrag nicht ein 
einziges Malerwähnt worden. Und das führt 
sicherlich auch dazu, daß diese Freilas- 
sungsregelung, wie man’s vielleicht nennen 
könnte, so schwammig formuliert ist. Auf 
der anderen Seite hat Sinn Fein, haben die 
Genossen zugestimmt, weil für die meisten 
sich damit die Perspektive Freiheit in den 
nächsten zwei Jahren verbindet, und das ist 
sicherlich erst mal deren vorrangiges Ziel. 
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vielleicht ist es auch ein 


Einzelfallprüfung, 
Beispiel, das hinkt, aber es ist ja auch hier bei 
den RAF-Gefangenen so ähnlich, auch wenn 
das ein anderer Konflikt gewesen ist, eine an- 
dere Dimension, aber mir fällt halt auf, daß 
das Rauskommen der Gefangenen festge- 
macht wird an Iriminalistischen undan „an- 


titerroristischen“ Gesetzen und daß hig: eine 
ntpolitisierung des ganzen Konfliktes ist. 
Also, ich würde die Parallelen nicht zu eng 
ziehen, weil da sicherlich auch Unterschie- 
de sind, auch in der Entwicklung, was Du 
schon gesagt hast, zur RAF ist. Aber es ist 
vielleicht ein strukturelles Phänomen, wie 
solche Regelungen überhaupt getroffen 
werden könnten oder wie das aussehen 
kann. Man kann davon ausgehen, daß ein 
wesentlichen Element der britischen Politik 
die Befriedungsstrategie ist. Die Loslösung 
Nordirlands oder gar eine linke oder pro- 
gressive En twicklung ist Nordirlandistnicht 
das Ziel. Ziel ist vielmehr die Beendigung 
des militärischen Konfliktes. Das heißt 
natürlich, daß mit einer Konstruktion Hard- 
liner / F alken Leute im Gefängnis bleiben 
und das als Druckmittel genutzt wird. Die 
Gefangenen kommen nur auf Bewährung 
raus, d.h. es besteht immer die Möglichkeit, 
daß sie wieder einfahren. Hier en eine 
strukturelle Parallele: Durch die Konstruk- 
tion Hardliner / Tauben wird ein Druckmit- 
tel in der Hand behalten, statt alle Gefan- 
genen rauszulassen und anzuerkennen, daß 
sich ein politischer Kampf transformiert 
oder eine andere Stufe erreicht. 


Gesendet im Radio FSK, Knast und Justiz, 
Forum Radio Klassenkampf vom 26.6.98 


Unterschriften für 
UNO-Resolution 


Herrn Alberto Fujimori - Peräsident Perus 
nn de Gobierno Plaza de Armas Lima - 
erú Tel./Fax.: 0051 - 1 - 4266770 


Dr. Alfredo Quispe - Justizminister - Justizmi- 
nisterium, Scipión Llona 350 Lima - Perú 


Tel./Fax.: 0051 - 1 - 4223577 


Aktion: Freiheit für Polay und die 
politischen Gefangenen 


BRD, Mai 1998 
Wir wissen, daß das Menschenrechtskomitee 
der UNO in seiner 61. Sitzungsperiode am 6. 
November 1997 sein Urteil bestärkt hat, daß 
im Tenor des Absatz 4 des Artikels 5 des Fa- 
kultativen Protokolls bezüglich der Mitteilung 
Nr. 577/1994 verabschiedet worden war. Dabei 
geht es um den Fall des politischen Gefange- 
nen Victor Alfredo Polay Campos und es heißt 
. dab Herr Polay freigelassen werden muß. 
Denn das C )pter ist aufgrund eines Prozesses 
verurteilt worden, der nicht die Grundlagen ei- 
nes gerechten Prozesses beinhaltete“. Dies ist 
der Fall beit ausenden von politischen Gefan- 
genen, und es sind bereits mehr als 6 Monate 
seit dem Urteilsspruch des Komitees vergan- 
gen. Die Unterzeichnenden fordern die Re- 
gierung auf, die Resolution der UNO einzu- 
halten, und dieses Urteil auf die übrigen Ge- 
fangenen auszudehnen, die dieselbe Art des 
Prozesses erlitten haben und weder die Mög- 
lichkeit hatten, sich zu verteidigen noch Ga- 
rantien für einen gerechten Prozess hatten. 
Es gibt viele Möglichkeiten, ein Problem zu 
lösen, dab dazu geführt hat, daß tausende von 
Menschen unter sehr harten Bedingungen le- 
ben müssen. Wir hoffen, daß über eine hu- 
manitäre Geste sowohl Herr Polay als auch 
Hunderte von weiteren Verurteilten die Frei- 
heit erlangen können, zur Freude ihrer Fami- 
lien und um eine Resolution des Menschen- 
rechtskomitees der UNO zu erfüllen. 
Name 
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Bitte Kopien an: Sr. Defensor del Pueblo Jorge Se- 
bastian de Noriega Fax: 0051 - 1 - 4411533 

Sr. Ministro de Salud (Gesundheitsminister) Ma- 
rino Costa Bauer, Av. Salaverry, cdra. 8S7N-Jesüs 
Marta Lima-Perú ® Srs. Coordinadora Nacional de 
Derechos Humanos, Fax: 0051-1-4411533 ° Asoc. 
Andina de Derechos Humanos (Andine Men- 
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Interview mit Yessie Macchi, MLN-Tupamaros, Uruguay 


Revolutionäre Ethik, Knast und Träume 


In dem kürzlich erschienenen Buch „Aber wir 
haben immer auf das Leben gesetzt...“ be- 
richten zwölf Frauen von ihren politischen 

ivitäten, von Verhaftung, Folter und Ge- 
fängnis in Uruguay. Yessie Macchi ist eine der 
Interviewten. Gemeinsam mit den Herausge- 
berinnen Monika Berberich und Irene Ro- 
senkötter stelltesiedas Buch kürzlich in Ham- 
burg vor. Mit Yessie Macchi sprach efa. 


ak: Wie ist dieses Buch entstanden? 

Yessie Macchi: Das ist eigentlich mehr eine 
Frage an Monika oder Irene, aber gut. Ich 
habe die beiden über ein gemeinsames Pro- 
jekt kennengelernt: Zusammen mit ande- 
ren deutschen Genossinnen drehten wir ei- 
nen Film, der die Beteiligung von Frauen im 
bewaffneten Kampf in Uruguay als soge- 
nanntes „Dritte-Welt-Land“ einerseits und 
in Deutschland als sogenanntes „Erste- 
Welt-Land“ andererseits zum Inhalt hat 
und aus der jeweils anderen Perspektive er- 
zählt, das heißt, wir haben in Deutschland 
gefilmt und die deutschen Genossinnen in 
Uruguay. 

‚Wir wollten die Unterschiede und die 
Übereinstimmungen dieser so unterschied- 
lichen Kämpfe innerhalb einer bestimmten 
historischen Epoche aufzeigen, und ich 
glaube, das ist uns auch gelungen. Der Film 
wurde recht gut; er heißt „Und plötzlich sa- 
hen wir den Himmel“. Es entstanden sehr 
persönliche Beziehungen zwischen den 
Frauen, die den Film gemacht haben. Wir 
haben tage- und nächtelang die Auswir- 
kungen der Knasterfahrungen diskutiert. 
Und dann haben wir überlegt, daß unsere 
Erfahrungen in Uruguay für die gefangenen 
Genossinnen und Genossen hier mögli- 
cherweise hilfreich sein könnten - egal, ob 
sie schon rausgekommen sind, demnächst 
rauskommen oder wie auch immer. Wir 
dachten, daß wir sie so unterstützen könn- 
ten ın diesem schwierigen und komplexen 
Moment der Rückkehr in eine Gesellschaft, 
die sich historisch an einem völlig anderen 
Punkt befindet als zum Zeitpunkt der Ver- 
haftung. Das war der Ursprung des Buches. 
Das ist übrigens die erste Veröffentlichung 
über uruguayische Frauen im bewaffneten 
Kampf. 

Auch ansonsten kann man beim Thema 
Frauen im bewaffneten Kampf, wann und 
wo auch immer, ja nicht gerade über Infor- 
mationsflut klagen. Vermutlich, weil man 
lange Zeit auch bei diesem Thema fälschli- 
cherweise davon ausging, daß die Erfahrun- 
gen der Männer verallgemeinerbar sind. Die 
Geschichten, die in diesem Buch erzählt 
werden, sind Geschichten, die von Frauen- 
erfahrungen berichten, im Kampf, im Knast 


und in der Zeit danach. 


Wenn Du an Deine, an Eure Erfahrungen im 
Knast zurückdenkst, was, glaubst Du, sind 
die wichtigsten Unterschiede im Vergleich zu 
den Knasterfahrungen der Männer? 
Ich glaube, daß wir Frauen uns nach relativ 
kurzer Zeitim nast darüber klar wurden, daß 
es überhaupt keinen Sinn acht, dieselbe 
hierarchische Struktur ins Gefängnis rein- 
zutragen, die wir draußen sowohl innerhalb 
der bewaffneten ruppen wie auch in den an- 
deren Gruppen hatten. Davon ausgehend 
versuchten wir - und es gelang uns auch, was 
das wichtigste ist - gemeinsam zu arbeiten. 
Ich sag gemeinsam und nicht einheitlich, 
weilesnatürlich Unterschiede zwischen uns 
gab, auch in politisch-ideologischer Hin- 
sicht. Dennoch 

haben wir es geschafft, im Knast eine ge- 
meinsame Front zu bilden, die darauf aus- 
gerichtet war, Strategien für den Kampf im 
Knast zu entwickeln. Im Gegensatz zu den 
Männern haben wir nie versucht, unsere 
Standpunkte in die Volksbewegung gegen 
die Diktatur einzubringen, weil wir wußten, 
daß wir in der Isolation des Knastes keine 
angemessenen Einschätzungen darüber er- 
langen können, welche Strategien für die 
Kämpfe draußen richtig sind. Wir haben so- 
wohl dem Männerknast wie auch den poli- 
tischen Bewegungen draußen gegenüber 
groben Respekt bewahrt. Aber wir haben 
natürlich umgekehrt auch nicht zugelassen, 
daß man sich von außen in unsere Kämpfe 
innerhalb des Gefängnisses einmischt. 

Und wir haben horizontal gearbeitet, oh- 
nc jede Hierarchie, was wirklich nicht ganz 
einfach war. Stell Dir vor, ein Hochsicher- 
heitsgefängnis mit Isolationszellen, wo es so 
gut wie unmöglich ist, zu kommunizieren 
und Aktionen zu planen. Wir haben uns 
trotzdem bei jeder repressiven Aktion des 
Feindes Zeit genommen, uns zu koordinie- 
ren und uns über die Gegenmaßnahmen zu 
einigen. Das war die eine Seite unseres 
Kampfes: keine Aktion des Feindes unbe- 
antwortet zu lassen. Die andere war unser 
Prinzip, keine Genossin aus der gemeinsa- 
men Front herausfallen zu lassen, um jede 
einzelne, wenn es sein muß, zu kämpfen. 
Vielleicht wäre es für uns bequemer gewe- 
sen, einfach zu gehorchen. Aber wir wuß- 
ten, daß wir dieses Foltergefängnis, das zu 
den schlimmsten in der Geschichte Lat- 
einamerikas gehört, nur überleben können, 
wenn wirimmer wieder die Initiative für den 
Kampf ergreifen. Und dafür brauchte es un- 
tereinander eine große Toleranz und Ak- 
zeptanz der vorhandenen Differenzen. Das 
macht zur Situation im Männerknast einen 


enormen Unterschied aus: Sie haben ihre 
Diskussionen um politische Differenzen im 
Knast weitergeführt und damit die Spal- 
tungen aufrechterhalten. Klar, wir hatten 
auch unsere eigenen Treffen als MLN oder 
die Frauen von der KP als KP Aber wir ha- 
ben eben gemeinsam gekämpft und auch 
gemeinsam politisch diskutiert und dabei 
zugelassen, daß Genossinnen aus anderen 
Gruppen unser Denken beeinflussen - eine 
einzigartige und unwiederholbare Frfah- 
rung. 


Glaubst du, daß die Erfahrung dieser Ge- 
meinsamkeit im Knast es den Frauen leichter 
gemacht hat, danach ins Leben draußen 
zurückzukehren? 

Nein, das glaub ich nicht. Sieh mal, im 
Knast mußt du deine Persönlichkeitsstruk- 
tur aufrechterhalten und festigen im Kampf 
gegen die feindliche Umgebung. Dafür mo- 
bilisierst du alle dir zur Verfügung stehen- 
den Verteidigungsmechanismen. Und in 
dem Moment, wo du aus dem Knast raus- 
kommst, bewahrst du diese Struktur, weil du 
es nicht mehr anders kannst. Irgendwann 
kommt ein Moment, wo du dich „destruk- 
turieren“ mußt und merken, daß du frei bist. 
Das ist für Männer genauso schwierig wie 
für Frauen. Diese „Vestrukturierung“ kann 
Jahre dauern, kann sein, daß sie nie gelingt 
oder nur auf furchtbare Weise, wie das bei 
vielen von uns der Fall war. Denn in dem 
Moment, wo du deine Verteidigungsme- 
chanismen aufgibst, kommt all das hoch, 
was du im Knast weggesteckt hast, der 
Schmerz, das Leiden, die Angst. Bei uns 
Frauen kam da dann noch etwas anderes da- 
zu: Die Erfahrung der Gemeinsamkeit, die 
wir drinnen gemacht hatten, prallte auf ei- 
ne Realität, in der sich die männlichen 
Machtstrukturen innerhalb unserer politi- 
schen Gruppen neu aufbauten, die Hierar- 
chie, der Vertikalismus. Plötzlich hingen wir 
in etwas drin, was für uns schon ein Ana- 
chronismus war. Wir fühlten uns angesichts 
dieses Wiedererstarkens männlicher Struk- 
turen entwaffnet; viele Genossinnen zogen 
sich zurück ins Privatleben, andere blieben 
und litten an den Widersprüchen - oft ge- 
nug ohne die erforderliche Kraft, in Kon- 
frontation zu gehen. In diesem Sinne war 
die Rückkehr ins Leben draußen für uns 
Frauen doppelt schmerzhaft. Wir mußten 
uns in eine Welt einfügen, die wir weitge- 
hend hinter uns gelassen hatten. 


Das heißt, im Knast ist es Euch gelungen, die 


traditionellen Geschlechterrollen zu über- 
winden, und in dem Moment, als ihr freikamt 
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Da kehrten sie zurück. 


Und mit solcher Macht, daß es nicht möglich 
war, dagegen anzukämpfen? 

Ich sag nicht, daß es unmöglich war. Ich sag, 
daß wir vielleicht nicht in der Lage waren zu 
kämpfen. Von heute aus betrachtet, drei- 
zehn Jahre später, denke ich, vielleicht hät- 
ten wirs gekonnt, vielleicht ... Man muß 
aber auch sehen, daß wir Frauen eine, wie 
Du sagst, traditionelle Rolle übernehmen 
mußten, die für die 

Familien sehr wich- 
tig war, für die Kin- 
der, für die Geschwi- 
ster, die Eltern ... et- 
was, was die Männer 
nicht machen muß- 
ten, im Gegenteil, sie 
hatten immer ir- 
sendjemanden, der 
sie versorgte und be- 
schützte. Auch das 
Kinderthema, das 
für die Frauen in La- | 
teinamerika nun ein- 5 
mal eine große Rolle 
spielt, kam da noch 
mit rein. All das zu- 
sammen hat mögli- 
cherweise bewirkt, 
daß wir es nicht ge- 
schafft haben, die Si- 
tuation gemeinsam 
anzugehen. Das 
heißt nicht, daß 
nicht individuell da- 
gegen gekämpft wur- 
de. Ich hab dagegen 
gekämpft. Für mich 
war das in jenen Jah- 
ren ein andauernder 


Kampf. Aber ge- 
meinsam - es war 


schwierig, die Kol- 
lektivität in einer mss 


fragmentierten Welt 1985 
aufrechtzuerhalten. 


DOREEN ROTE 


In dem Buch sprichst du davon, daß es für 
euch in dem Moment der Freilassung eine 
schmerzhafte Diskrepanz zwischen dem „ge- 
fühlten“ und dem „objektiven“ Alter gab und 
daß die Männer weniger darunter zu leiden 
hatten. Warum? 

Na, ganz einfach. Fin Mann mit 40, 50 Jah- 
ren, mitseinen Fältchen im Gesicht und sei- 
ner heroischen Vergangenheit, ist für viele 
Frauen ein außerordentlicher Leckerbissen. 
Eine Frau mit 40, 50 Jahren, mit ihren Fält- 
chen im Gesicht und ihrer genauso hero- 
ischen Vergangenheit, ist alt. Schlicht und 
ergreifend. 

Auf einer etwas persönlicheren F'bene 
würde ich sagen, daß wir als Verteidigungs- 
strategie viele Gefühle und Sehnsüchte im 
Gefängnis einfrieren mußten. Einige von 
uns sind mit vierundzwanzig, fünfund- 
zwanzig verhaftet worden, andere schon mit 
achtzehn. Von diesem Zeitpunkt an muß- 
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ten wir uns einfrieren und stehenbleiben in 
bezug auf unsere emotionale und sexuelle 
ntwicklung und auch in bezug auf den 
Kinderwunsch. Und genauso mußte dieses 
menschliche Grundbedürfnis danach, zu 
verführen und verführt zu werden eingefro- 
ren werden, dieses ganze Spielerische und 
Romantische, all das, was du zur Selbstbe- 
stätigung nicht nur deiner Sexualität, son- 
dern auch deiner Emotionalität brauchst. 
Du wirst zu etwas, das reagiert, das kämpft 


und rebelliert, und alles andere ist so ver- 
graben, dab es nicht einmal mehr in deinen 
räumen auftaucht. Eine Ärztin von uns, 
die auch viele Jahre im Knast war, hat nach 
der Freilassung eine Untersuchung ge- 
macht über weibliche Sexualität im Knast - 
und eines der Dinge, die sie am meisten 
überraschte, war, daß dieses Thema noch 
nicht einmal in den Träumen auftauchte. 
Verstehst Du, ich red nicht einmal von Ma- 
sturbation oder sexuellen Beziehungen un- 
ter Frauen, sondern davon, daß es noch 
nicht einmal erotische Phantasien oder 
Träume gab. Klar, das war die erfolgreiche 
Arbeit des Feindes. Diese Entpersonalisie- 
rung durch Nummern und durch Farben, 
die den Grad deiner Gefährlichkeit anzeig- 
ten, alldiese Versuche der „Vermassung“ wa- 
ren auch erfolgreiche Versuche, die Indivi- 
dualität, die Gefühle und die Zärtlichkeit 
jeder einzelnen von uns zu unterdrücken. 


Natürlich haben wir dagegen angekämpft. 
Wir waren untereinander ganz besonders 
zärtlich zueinander, haben ständig liebevol- 
le Gesten benutzt - etwas, was uns sehr irri- 
tiert hat, als wir rauskamen, denn draußen 
war das nicht üblich - aber in sexueller Hin- 
sicht war da nur Unterdrückung. Wir haben 
oft Liebeslieder gesungen, aber vor allem 
auch Lieder über Freundschaft. Wir haben 
uns sehr geliebt, aber so, wie sich eben Ge- 
nossinnen lieben, wir hatten schr klar, daß 
da keine Art von Ver- 
führung oder Erotik 
mit reinspielt - oder nur 
ganz selten. 

Also, um auf Deine 


Frage zurückzukom- 
men: Als wir aus dem 
Knast rauskamen, 


mußten wir all das auf- 
tauen. Aber es waren in 
der Zwischenzeit drei- 
zehn, vierzehn, fünf- 
zehn Jahre vergangen, 
in denen wir uns nicht 
weiterentwickelt ha- 
ben. Das heißt nicht, 
daß nicht viele Frauen 
dieses Problem für sich 
gelöst hätten. Viele ha- 
ben es sehr einfach 
gelöst, indem sie sich 
mit ihrem alten Ge- 
fährten, der auch in 
Freiheit gekommen 
was, zusammentaten. 
; Aber viele Paare, die all 
die Jahre im Knast 
überstanden hatten, 
trafen sich im Moment 
des Wiedertreffens 
nicht wirklich und 
trennten sich bald dar- 
auf. Viele Frauen konn- 
ten ihr Beziehungsle- 
ben nicht wieder auf- 
nehmen und lebten in 
emotionaler Einsam- 
keit weiter. Damit mei- 
ne ich nicht das Soziale, sondern das Per- 
sönliche. Und außerdem war es auch so, bei 
mir zum Beispiel, wenn jemand mit dir ci- 
ne Beziehung anfangen wollte, konntest du 
nie sicher sein, ob er wirklich dich als Per- 
son meint oder dich als Legende, als My- 
thos. Das hat bei mir immer zu einer enor- 
men Verunsicherung geführt: Wen wollen 
sie, das Image oder mich? Da haben die 
Männer weniger Probleme mit. Wenn eine 
Frau sie wegen ihres Images will - wunder- 
bar, um so besser. 


Ich könnte mir auch vorstellen, daß viele 
Männer diesen Widerspruch zwischen Image 
und Persönlichkeit vielleicht nicht so kraß 
empfinden. 

Ich würd es sogar noch schärfer formulieren: 
Sie empfinden ihn nicht. Basta. Oder nur 
ganz wenige. Die Frauen, ja. Ich zumindest 
hab immer gespürt, daß da ein großer Un- 


terschied ist zwischen dem Mythos und 
dem, was ich bin, was ich in all den Jahren 
in der Gefangenschaft in mir entdeckt ha- 
be, gute wie weniger gute Seiten, Stärken, 
Schwächen, das Authentische und das 
Nicht-Authentische; schließlich bist du da 
schr auf dich geworfen und mußt mit dir, so 
wie du bist, zusammenleben - und plötzlich 
bist du damit konfrontiert, daß alle Welt 
dich mit einem Bild identifiziert, Das ist 
schwierig zu lösen. Denn da gibt es auch 
noch ein weiteres Problem, eine Falle: Du 
mußt das auch in dir selbst lösen. Weil du 
das Bild natürlich auch verinnerlichst. Du 
mußt dich bewegen, du, nicht das Image. 
Das ist schwierig, weil da ein enormer SO- 
zialer Druck ist, der dich permanent auf- 
fordert, deine eigene Legende zu sein. 


Ich stell mir das gerade im Moment des Ken- 
nenlernens nicht leicht vor, zumal es ja nicht 
nur ein Image ist, was du vor dir herträgst, 
sondern dieses Bild hat natürlich auch seine 
Berechtigung und seine Wirklichkeit, so daß 
es vermutlich schwer ist, genau auszuma- 
chen, wo hört das Image auf und wo fang ich 
an. 

Das stimmt. Du mußt lernen, du selbst zu 
sein, ohne deine Be dingungen und deine 
Geschichte zu v erleugnen. Du kannst nicht 
hingehen und sagen, jetzt ist jetzt und die 
Vergangenheit ist vorbei. Aber es ist wich- 
tig, dich in der Gegenwart zu verorten und 
in der Gegenwart die Authentizität zu ret- 
ten. Das ist übrigens auch ein ethisches Pro- 
blem. Da ist nämlich auch viel Opportu- 
nismus in diesem Image-System. Es kann 
dir so unglaublich viel erleichtern, dieses 
Image. Und es braucht Ehrlichkeit, sich 
dem zu stellen. Und das ist nicht bloß ein 
psychologisches Problem, sondern auch ein 
politisches. 


Ja, eshatauch mitdem zu tun, was du „männ- 
liche“ Politik nennst... 

Und damit, die Wahrheit zu leugnen. Und 
andersrum: In dem Moment, wo du dich 
mitall deinen Stärken und Fr folgen und mit 
deinen Schwächen und Niederlagen ZU CT- 
kennen gibst, handelst du ethisch und poli- 
tisch zugleich. Aber dafür mußt du bereit 
sein zur Selbstkritik und zur ständigen 
Überprüfung dessen, was du tust. Das kann 
sehr schmerzhaft sein. Diese fehlende 
Selbstkritik ist in Lateinamerika schon oft 
verhängnisvoll gewesen. Sei es, daß sich her- 
ausstellt, daß Revolutionäre ihre eigenen 
Töchter vergewaltigen oder Denssen ihre 
Genossen umbringen - ich mein das jetzt 
allgemein, das soll keine Anspielung auf 
konkrete Ereignisse sein. Aber diese Wahr- 
heiten müssen offengelegt werden. Die 
Menschen in den Ländern müssen diese 
Dinge erfahren, auch wenn es noch so weh 
tut. Wir in der MLN haben uns immer 
bemüht, unsere eigene Geschichte kritisch 
zu hinterfragen. Vielleicht manchmal sogar 
zu selbstkritisch, aber mir ist es lieber so her- 
um, als daß es zu wenig selbstkritisch ist. 


Das ist das Thema der „revolutionären 
Ethik“, das du auch in der Veranstaltung an- 
gesprochen hast. Was genau meinst du mit 
diesem Begriff? 

Der Begriff ist ein Ergebnis der Analyse der 
revolutionären Bewegungen in Lateiname- 
rika. In den 60er Jahren, ausgehend von der 
kubanischen Revolution, schien es sehr 
leicht zu sein, eine Revolution zu machen. 
Man brauchte bloß zwanzig, dreißig Leute, 

ein paar Waffen, einen erklärten Antiimpe- 
rialismus. Eines der wenigen Länder, wo - 
meines Wissens - wirklich in der Tiefe ana- 
Iysiert worden ist, was revolutionärer Kampf 
bedeutet, ist Uruguay. Bereits im ersten 
MELN-Dokument an wir die Frage der 
Gewalt diskutiert, und das ist von uns Fau 
en stark beeinflußt gewesen. Ich g glaube, die 
Waffe ist für den Mann so etwas wie eine 
phallische Verlängerung. Es gibt viele Män- 
ner, die Waffen toll finden, ganz einfach, 
weil sie Waffen toll finden. Da können sie 
noch so revolutionär sein - Waffen sind ein- 
fach ein Moment der Männlichkeit, der All- 
macht. Und ich hab nur ganz wenige Frau- 
en kennengelernt, denen es gefällt zu 
schießen, um zu schießen. Und > sagt dir 
eine, die wahrhaftig viel seschossen hat a 
Schießlehrerits der ML N war. Also, ich glau- 
be, wir Frauen befürchten zu Recht. daß die 
Gewalt schnell in etwas schr Merkwürdiges, 

fast schon Perverses umschlagen kann und 
man gar nicht mehr so recht weiß ), was ge- 

nau sie dann mit revolutionärem Kampf; zu 
tun hat. Ich glaube auch im Gegensatz zu 
Frantz Fanon nicht -den ich im übrigen sehr 
schätze -, daß der bewaffnete Kampf läutert. 
Er hat im Gegenteil hohe soziale und per- 
sönliche Er Ich weiß, die revolutionä- 
re Gewalt ist in vielen Momenten notwen- 
dig. Aber man muß genau wissen, wann, 

warum und in welcher Form sie notwendig 
ist. Und es muß klar sein, daß es Hichtsinen 
einzigen überflüssigen Schuß B geben darf. 
Nicht einen einzigen. Ich denke, viele revo- 
lutionäre Bewegungen in Lateinamerika 
hätte es gar nicht gegeben, wenn sie vorher 
sründlich über die rev Suk onie Fthik dis- 
kutiert hätten. Bei dieser Ethik geht es übri- 
gens nicht nur um Gewalt, sondern auch 
zum Beispiel um Korruption und Opportu- 
nismus. Ich bin froh, daß wir diese Diskus- 
sionen in Uruguay bis heute kontinuierlich 
führen. 


Und wie sind da Eure Erfahrungen in den 
Diskussionen mit den männlichen Genossen? 
Ist es möglich, all diese Dinge offen zu be- 
sprechen? 

Doch, ja. Wir haben diese Fragen von An- 
fang an gemeinsam diskutiert. Fsg gibt viele 
Genossen, die dasselbe ethische Konzept 
des Kampfes haben und genauso denken 
wie wir Frauen. Ändere natürlich nicht. Da 
gibt es die, für die die Waffe eben eine phal- 
lische Verlängerung ist, oder auch die, die 
wie wild irgendwelche Aktionen planen und 
durchführen - das ist nicht nur sinnlos, son- 
dern auch gefährlich. Das ist ein P roblem, 
das uns bis heute kontinuierlich begleitet. 


Jetzt zwar nicht mehr in Bezug auf den be- 
watfneten Kampf, sondern in der Frage, in 
welcher Form wir Politik machen. 


Und auch in bezug auf die internen Organi- 
sationsstrukturen? 

Na klar, immer. Aber ich muß auch sagen, 
daß nicht alle Frauen so denken wieich. Vi ie- 
le haben das männliche Politik-Modell ver- 
innerlicht. Unser Kampf zielt also nicht nur 
auf Männer ab. Das ist ein Kampf ums Be- 
wubtsein, nicht ein Problem von Männern 
und Frauen. Es ist eine Frage des Bewußt- 
seins um die Geschlechterfrage und damit 
auch eine Frage des revolutionären Be- 
wußtseins. Hier sind die Erfahrungen von 
vielen Frauen in „gemischten Strukturen“ 
die, daß es bei den Genossen bisweilen eine 
recht große Differenz zwischen Theorie und 
Praxis gibt. Soll heißen, auf einem abstrak- 
ten fhenietischen Niveau kann man sich 
möglicherweise recht schnell einigen, eini- 
ge Männer sind dann ausgesproc hen femi- 
nistisch. Nur wenn es um die praktische 
Umsetzung geht, hakt es dann. Und das ist 
einer der Gründe, warum sich hier nicht we- 
nige Frauen für eine autonome Organisie- 
rung entschieden haben ... 

Das ist eine sehr europäische Erfahrung. 
In Lateinamerika und Uruguay ist das noch 
nicht passiert, auf politischer Ebene zu- 
mindest. Wir sind uns über diese Diskre- 
panz zwischen Theorie und Praxis bewußt. 
Aber unser Ziel ist der gemeinsame Kampf 
von Männern und Frauen. Und uns Frauen 
kommt dabei eine wichtige Aufgabe zu: 
Nämlich dafür zu sorgen, daß der Kampf so 
breit wie möglich und so demokratisch und 
respektvoll wie möglich geführt wird. Aber 
natürlich wollen wir auch das Bewußtsein 
der Männer verändern. Zu unseren Veran- 
staltungen laden wir auch Männer ein, weil 
wir wichtig finden, daß sie auch diesen Be- 
wußtwerdungsprozeß durchlaufen. 


Sprichst du deshalb von einer weiblichen Vi- 
sion und nicht von Feminismus? 

Ich glaube, daß es in Uruguay eine große 
Verunsicherung über den Terminus Femi- 
nismus gibt. Da muß man sehr vorsichtig 
sein. Dennoch spreche ich von einer weib- 
lichen und einer männlichen Form, Politik 
zu machen. Ich glaube, nur wenige der Ge- 
nossinnen würden ihre Erfahrungen im 
Knast als feministisch bezeichnen, obwohl 
sie das waren, vor allem in den letzten Jah- 
ren. Aber was klar ist, daß die meisten Frau- 
en ein Bewußtsein darüber haben, daß es 
notwendig ist, die Machtstrukturen zu ver- 
ändern. 

aus: ak 416 vom 2.7.1998 

ak - analyse © kritik, Zeitung für linke De- 
putte mna t Pra axis 
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Redebeitrag von „Kein Friede“ 


die Antwort auf den 
kapitalistischen Krieg suchen 


Die folgende Rede wurde auf der Demonstra- 
tion gegen die Europäische Zentralbank in 
Frankfurt/M. gehalten. 


Fine Demo durch Frankfurt, da sollte die 
Wertpapierbörse nicht fehlen. Denn sie ist 
ein Symbol für Macht und Kapital, aber 
auch für Angriff und Widerstand weltweit. 

Frankfurt, schon seit Hunderten von Jah- 
ren Handels- und Bankzentrum, wird jetzt 
Europas Finanzplatz Nr. 1. Fast jede Bank 
der Welt hat hier eine Filiale. Auch durch 
das Zusammenspiel von Bundesbank und 
Europäischer Zentralbank (EZB) hat die 
Frankfurter Börse eine zentrale Stellung im 
europäischen Kapitalmarkt. 

Die Vereinigten Staaten von Europa sind 
einetechnokr atische Diktatur. Und dafür ist 
die Rhein-Main-Region eine der Steue- 
rungszentralen. Hier wird das Geld ge- 
macht. Und die Börse ist der Götze des 
Mammons. Hier macht man die schnelle 
Mark, hier werden ganze Volkswirtschaften 
verjubelt. 

Sie reden vom „Europa ohne Grenzen“, 
vom freien Kapital- und Warenverkehr. Wir 
wissen, daß dieses Europa für uns grenzen- 
lose Armut, Ausbeutung, Kontrolle und 
ökologische Ze erstörung heißt. 

Ich war vor 9 Jahren schon mal hier. Zu- 
sammen mit anderen stürmten wir die Bör- 
se und warfen Mollis auf die Computer. Un- 
ser Ziel war: zumindest kurzfristig die Bör- 
se in ihrer Funktion lahmzulegen, aber auch 

die strategische Ausrichtung Frankfurts zu 
behindern. PA 

Wir wollten ein Zeichen setzen. Es war 
der71.'Tagdes letzten großen Hungerstreiks 
der politischen Gefangenen aus ŘAF und 
Widerstand. Damals kämpften sie um ihre 
Zusammenlegung und für bessere Haftbe- 
dingungen. Der Hungerstreikkampf ging 
verloren. Es gab keine Z usammenlegung 
und keine Pe erspektive einer gemeinsamen 
Freiheit. Fin paar Jahre später spaltete sich 
RAF Im März dieses Jahres hat sie ihr Ende 
erklärt. Fin paar Gefangene sind heute noch 
im Knast. 

Freiheit für alle politischen Gefangenen! 

line Parole der Aktion lautete: 

den Aufstieg des europäischen Imperia- 
lismus hindern und zu Fall bringen! 

Das gilt mehr denn je. Und es wird auch 
nicht darüber falsch, daß die Linke seit 1989 
nicht gerade eine Offensivposition hat. 

Zu der Zeit war eine Europäische Zen- 
tralbank in Frankfurt geplant - seit dem 1. 
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Juni gibt es sie. Und mit ihr kommt neues 


Geld. 


Was ist nun mit dem Euro? 


Gehören wir mit dieser Demo auch zu den 
deutschnationalen D-Mark-Verteidigern? 
Manche Argumente linker Währungshüter 
klingen so. Da wird eine Finanzplutokratie 
gewittert, die „nationale Rechte“ aushebelt 
und heimtückisch unser Land der hem- 
mungslosen Globalisierung preisgibt. Also 
rettet die D-Mark? Von wegen! Schon 1971 
stellte die mozambikanische Befreiungsbe- 
wegung Frelimo in einem Brief an Willy 
Brandt fest, daß es langsam Zeit wird, daß 
die Deutsche Mark ihren Geschmack von 
Blut und Leiden verliert. 

Also, scheißen wir auf die D-Mark. Reden 
wir nicht vom Geld, reden wir von den Ver- 
hältnissen. 

Ob drei oder vier Währungen oder Eu- 
ropäisches Finheitsgeld, keine dieser Per- 
spektiven ist besonders verteidigungswert! 

Sollen sie doch die Euro-Taler einführen. 
Das hat auch praktische Vorteile, wenn wir 
mal ein bißchen unsere subversive Phanta- 
sie anstrengen. Und eine Sache liegt eh auf 
der Hand: Gibt es nur noch eine Währung, 
brauchen wir auch nur eine abzuschaffen, 

Aber das ist natürlich nicht Sinn und 
Zweck dieser „Europäischen Vereinigung“. 
Denn auber daß wir innerhalb Furopas kein 
Geld mehr umtauschen brauchen, haben 
wir ja nichts davon. Oder haben wir Pro- 
dukte und Dienstleistungen, die wir euro- 
paweit zu gleichen Konditionen unters Volk 
bringen wollen? Nein, natürlich nicht. Wir 
schen, wenn wir nichts davon haben, dann 
ist es auch nicht für uns gemacht. 

Ja, noch immer gilt: Figentum ist Dieb- 
stahl am Volk. Und an der Börse wird mit 
dem Diebesgut gehandelt. Jede Aktie ist ein 
Anteilschein am Eigentum, das uns gehört. 
Seien es Fabriken, Grundstücke oder Hight- 
echlabors. Und am liebsten möchte man 
uns das Diebesgut noch mal verkaufen. Fin 
Volk von Kleinaktionären sollen wir werden, 
nach dem Motto, wer sich erst an dem Un- 
ternehmen „Standort Deutschland“ betei- 
ligt, wird es schon nicht zur Explosion brin- 
gen. 

Auch wenn’s manche altmodisch finden, 
die Figentumsfrage ist noch immer eine der 
Hauptfragen: Wem was warum gehört. Und 
beantworten läßt sich diese Frage nur, wenn 
wir die Verhältnisse wieder zurechtrücken: 


die Kapitalisten und Banker enteignen. Von 
einem lag zum anderen hat dann die Bör- 
se keine Fiktion mehr. Wenn allen alles 
gehört, wenn die Produktionsmittel in 
Volkes Hand sind, ist den Börsen der Stoff 
ausgegangen. 

Krieg belebt das Geschäft, das ist bekannt 
- aber es wird nicht unterschieden zwischen 
einer lafel Schokolade und einem Rü- 
stungsgut. Hauptsache, der Profit stimmt. 
„Das Kapital fürchtet nichts mehr als die 
Abwesenheit von Profit“, das ist 150 Jahre 
alt und von Marx. Stimmt aber immernoch. 

Egal, wie es genannt wird, ob Neolibera- 
lismus oder Kapitalismus. Ausbeutung 
bleibt Ausbeutung. 

Uns interessiert die Börse als Instrument 
für das Finanzkapital, als mitverantwortlich 
und profitierend von Hunger und Krieg. 

Und daß es ab und zu mal kracht - na gut. 
Und das nicht nur am „schwarzen Freitag“ 
1929, dem Tag des größten Massensterbens 
in der Spekulationsgeschichte. Damals 
sprangen in der New Yorker Wallstreet Dut- 
zende Banker aus dem Fenster. 

Da paßt dann auch mal das Motto dieser 
Demo: Geld oder Leben. 

Und weil die Börse ein Symbol des Kapi- 
talisınus ist, ist sie auch immer wieder Ziel 
von Aktionen: 

1990 gab’s in Frankfurt Menschenketten 
gegen den Golfkrieg, und auf Aktionäre flo- 
gen l'arbbeutel. Im gleichen Jahr zerfetzte 
die IRA in London das Börsengebäude mit 
einer Bombe. Ähnlich ging es in Tokio, Mad- 
rid und Istanbul zur Sache. 

1998 gab es eine Aktion während des Stu- 
dentenstreiks unter dem Motto: „Streichen 
bei den Reichen“. In Frankreich wurde sie 
von der Arbeitslosenbewegung besetzt. 

Sicher, diese Aktionen hatten unter- 
schiedliche Zwecke und Hintergründe, aber 
eines haben sie gemeinsam: die Börse als 
Sinnbild des Kapitalismus. 

Und dieser Kapitalismus ist ag ggressiver 
denn je. Es ist nichts anderes als ein per- 
manenter Kriegszustand. „Die Schranken 
des traditionellen Kapitalismus fallen, die 
gegenseitigen Nichtangriffspakte sind ab- 
gelaufen, es herrscht die offene Schlacht.“ 
Das ist die realistische Feststellung ameri- 
kanischer Unternehmensberater. 

Wenn diese Beschreibung des Kapitalis- 
mus als ein permanenter Kriegszustand 
richtig ist, und sie ist es, dann muß sich ei- 
ne Linke die Frage gefallen lassen, wie sie 
diesem Krieg begegnet. Klar, unsere Kräfte 


sind bescheiden. Aber die Frage ist: Rettet 
sie in den Industriemonopolen, in diesen 
Reichtumsinseln ihre noch immer vorhan- 
denen Privilegien gegenüber den Ausge- 
grenzten dieser Welt, oder versucht sie Ant- 
worten zu finden, die den Verhältnissen an- 
gemessen sind. Und angemessen kann nur 
heißen: Antworten zu finden, die auf die 
Überwindung des Kapitalismus hinarbei- 
ten. Über die Wege und politischen Vor- 
stellungen wird man streiten. Erfahrungen, 
wie es nur begrenzt geklappt hat, gibt es ei- 
nige. Großer Optimismus herrscht gerade 
nicht. Wir sollten uns nur gemeinsam dar- 
auf verpflichten, die Antworten auf den ka- 
pitalistischen Krieg zu suchen und sie auch 
zu geben. Ob es gemeinsame sein werden, 
werden wir sehen. 

Gerade im Rhein-Main-Gebiet haben wir 
schr viele Möglichkeiten zu stören, einzu- 
greifen und zu behindern. Einzelne Regio- 
nen haben fürs Kapital eine spezifische Be- 
deutung. Je wichtiger sie für die Men- 
schenfresser sind, desto mehr Möglichkei- 
ten haben wir, ihnen die Suppe zu versal- 
zen. 

Während sich Bonzen und Schickeria fett 
machen, die besten Wohnviertel blockie- 
ren, werden die, die auf den Straßen leben, 
vertrieben. Die Mieten steigen, das Leben 
wirdimmer teurer. Armut wird bestraft. Und 
Kanthers „Aktion Sicherheitsnetz“ mit den 
drei S: „Sauberkeit, Sicherheit und Service“ 
garantieren uns eine Militarisierung nicht 
nur der Bahnhöfe. Fine repressive Stadtpo- 
litik mit zunehmender sozialer Ausgren- 
zung, 

Banken und Armut - das paßt zusammen, 
weil es sich bedingt. Weil die einen nurreich 
sein können, wenn die anderen arm sind. 
Und je reicher die einen werden, um so är- 
mer die anderen. 

Nein, nicht das Glück liegt auf der Straße. 
Aber all das, was uns davon abhält, glück- 
lich zu sein. Man muß sich nur umschauen 
und ein wenig Mut, List und Phantasie ent- 
wickeln. 

In diesem Sinne: Bewältigen wir die Kri- 
se der Linken. Kein Friede mit den Banken. 


Prozeßtermine 
Monika Haas 


Die nächsten Termine lauten: 
Donnerstag, 16. Juli, 10:15 Uhr 
Donnerstag, 23. Juli, 10:15 Uhr 
Dienstag, 28. Juli, 13:00 Uhr 
Donnerstag, 6. August, 13:00 Uhr 


Die ursprünglich angesetzten Termine am 
3. und 7. August entfallen! 


Die Verhandlung ist wie immer im Ge- 
richtsgebäude E, Hammelgasse 1, Saal II, 
Eingang Konrad-Adenauer-Straße, Frank- 
furt 


m 15. August wird in Bremen eine vom In- 

ternationalen Menschenrechtsverein in 
Bremen (IMRV) initiierte Karawane für die 
Rechte von Flüchtlingen und MigrantInnen 
starten. Sie wird über einen Zeitraum von meh- 
reren Wochen hinweg durch knapp 30 deutsche 
Städte ziehen und dabei die verschiedenen 
Aspekte des Rassismus in dieser Gesellschaft 
zum Thema machen. Die Karawane ist eine Re- 
aktion auf die Tatsache, daß die Angriffe des 
deutschen Staates auf Flüchtlinge und Mi- 
grantInnen von Jahr zu Jahr an Schärfe zuneh- 
men, während die Gegenmobilisierung weitge- 
hend zusammengebrochen ist. Fine weitere Es- 


Sozialpolitik, Neoliberalismus, Innere Sicher- 
heit und den Standort Deutschland vielfältige 
argumentative Verknüpfungen bestehen. In 
den Auseinandersetzungen um die Ausländer- 
politik treffen somit Aspekte verschiedener re- 
aktionärer, rassistischer und neoliberaler Ideo- 
logien aufeinander. So lassen sich Klagen über 
die soziale Hängematte und Forderungen nach 
einem Abbau der Sozialsysteme zwanglos mit 
dem Wunsch in Übereinstimmung bringen, 
daß mit Einwanderung jetzt endlich Schluß 
sein müsse. (...) 

In den reaktionären Argumentationsfiguren 
können problematische Ausländergruppen 


Die Karawane für die 


Rechte von Flüchtlingen 
und MigrantInnen 


kalation der Situation im Wahljahr 1998 ist an- 
gesichts der Debatten um „Innere Sicherheit“, 
das „New Yorker Modell“, „zero tolerance“ etc. 
schon vorprogrammiert. Die Vorwahlzeit stellt 
einen strategisch günstigen Zeitpunkt dar, um 
mit der Karawane die Lähmungzu überwinden, 
die vorhandenen Kräfte zu bündeln und damit 
zu beginnen, der aggressiven Politik (wieder) of- 
fensiv gegenüber zu treten. (...) 

Mittlerweile sind diverse überregionale Koor- 
dinations- und Planungstreffen für die Karawa- 
ne abgehalten worden. In mehr als einem Dut- 
zend Städte haben Veranstaltungen mit Vertre- 
terInnen aus Bremen stattgefunden, um das 
Projekt vorzustellen. In über 20 Städten sind lo- 
kale Vorbereitungskomitees aktiv. (...) 


Verschärfung der rassistischen Politik 
für weitere Zielgruppen 


Inden Diskussionen um illegale Einwanderung 
und Asylpolitik geht unter, daß auch zuneh- 
mend Migrantinnen, die sich schon seit Jah- 
ren/Jahrzehnten in Deutschland aufhalten, 
bzw. deren Nachkommen (2. und 3. Generati- 
on) in das Gesichtsfeld konservativer Ideolo- 
ginnen und OkonomiInnen geraten. Fine ver- 
gleichsweise höhere Arbeitslosenquote, ein 
höherer Anteil von Sozialhilfebezugund im Ver- 
gleich zu Deutschen unterdurchschnittliche 
Bildungsabschlüsse werden nicht etwa als Er- 
gebnis fundamentaler Benachteiligung und ras- 
sistischer Diskriminierung und damit als Pro- 
blem der Gesamtgesellschaft aufgefaßt. Viel- 
mehr werden die betroffenen Menschen selbst 
dafür verantwortlich gemacht. Schlagworte wie 
der Begriff der sog. Ausländerkriminalität oder 
der Verweis, das deutsche Sozialsystem könne 
den Unterhalt der Bürgerkriegsflüchtlinge aus 
dem ehemaligen Jugoslawien nicht mehr fi- 
nanzieren, zeigen, daß zwischen den Diskus- 
sionen über Einwanderungs- und Asylpolitik, 


nicht nur als Gefahr für die Innere Sicherheit 
ausgemacht, sondern auch zur zunehmenden 
Belastung für die sozialen Sicherungssysteme 
und die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des 
Landes erklärt werden. Kurz, sie gefährden den 
Standort Deutschland. Der Wirtschaftwissen- 
schaftler Meinhard Miegel, Professor in Leipzig 
und Leiter des Instituts für Wirtschaft und Ge- 
sellschaft in Bonn, formuliert entsprechende 
Drohungen in aller Offenheit: „Für die Zu- 
wanderer, die bis Anfang der siebziger Jahre 
nach Deutschland kamen, gilt, daß ihre Wert- 
schöpfung zunächst höher war als ihr Ver- 
brauch, daß sich aber beide bereits gegen Ende 
dieser Phase weitgehend entsprachen. Anders 
liegen die Verhältnisse bei der späteren Zuwan- 
derung. Sie stellt bis heute eine wirtschaftliche 
und soziale Belastung der einheimischen Be- 
völkerung dar. Ob sich dies in Zukunft ändern 
wird, ist schwer vorherzusagen. (...) Die Zu- 
wanderung hat bislang nicht wirklich innovativ 
beflügelt, sondern allenfalls dazu beigetragen, 
einen bestimmten Status quo zu erhalten. 
Wenn sich das künftig ändern soll, müssen Zu- 
wanderer so umfassend wie möglich integriert 
und ihr innovatives Potential aktiviert werden. 
Darüber hinaus muß Deutschland für Wissen 
und Kapital attraktiver werden als es heute ist. 
Sollte das nicht gelingen, wird das gesamte 
volkswirtschaftliche Gefüge absinken. (...) 
Deutschland muß sich deshalb umgehend da- 
mit befassen, daß möglicherweise wenig quali- 
fizierte und produktive Menschen in großer 
Zahl zuwandern werden und daß nicht zuletzt 
deshalb Kapital und Wissen abwandern könn- 
ten.” [..) 

Flüchtlinge und Ilegalisierte sind nicht nur 
besonders hart von den Verschärfungen der letz- 
ten Jahre betroffen, die Asyldebatte war bis Mit- 
te der 90er Jahre der entscheidende Schrittma- 
cher bei der rassistischen Radikalisierung der 
deutschen Gesellschaft. Bereits von daher führt 
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kein Weg daran vorbei, daß sich auch länger in 
Deutschland lebende MigrantInnen mit den 
Flüchtlingen solidarisieren. Es ist in diesem Zu- 
sammenhang ein grundsätzliches Problem der 
letzten Jahre gewesen, daß die vielfältigen ras- 
sistischen Differenzierungen der deutschen 
Ausländer- und Asylgesetzgebung die Solidari- 
sierungsprozesse innerhalb der Flüchtlings- 
und MigrantInnengemeinschaft immer wieder 
aufs Neue blockiert und verhindert haben. So- 
lidarisierungsprozesse gegen einen Rassismus, 
der die Grenzen gegen die aktuellen Wande- 
rungsbewegungen rigoros abzuschotten ver- 
sucht und der gleichzeitig alles daran setzt, 
längst eingewanderte, hier lebende, hier gebo- 
rene, hier groß gewordene und hier arbeitende 
MigrantInnen auf "Teufel-komm-raus auszu- 
grenzen und ihnen damit subalterne Plätze in 
der rassistisch geprägten gesellschaftlichen 
Hierarchie zuweist. (...) Verstärkt wird dieser E{- 
fekt durch eine äußerst effektive Sozialtechnik, 
die Flüchtlinge von vorne herein gesellschaft- 
lich ausgrenzt und in Sammellagern isoliert und 
die zusammen mit der oben beschriebenen Po- 
litik der systematischen Desintegration von 
Flüchtlingen geradezu zwingend dazu führt, 
daß diese versuchen, jenseits der (für sie oh- 
nehin durch Arbeitsverbot verschlossenen) 
lLohnarbeit und/oder Sozialhilfe andere Ein- 
kommensperspektiven zu realisieren. (...) Die 
Tatsache, daß es in Deutschland keine antiras- 
sistische Bewegung gibt, die hier massiv Stel- 
lung beziehen könnte, macht es den selbst in 
vielfältiger Weise von Rassismus betroffenen 
KinwandererInnen um so schwerer, sich gegen 
die Verschärfung des Klimas zur Wehr zu set- 
zen. Die Karawane ist auch der Versuch, eine 
Änderung dieser Situation herbeizuführen. 

Einmal weil sich die Radikalisierung des Ras- 
sismus in Deutschland eben nicht „nur“ auf 
Flüchtlinge beschränkt - auch wenn sich diese 
Tatsache in den Aktivitäten der deutschen an- 
tirassistischen Linken so gut wie nicht nieder- 
schlägt. Zweitens, da der fortschreitenden Fs- 
kalation ohne eine Bewegung unter den länger 
ansässigen MigrantInnen nicht Einhalt geboten 
werden kann. Eine Bewegung, die umgekehrt 
nur dann Erfolg haben kann, wenn sie die Dif- 
ferenzierungen überwindet und sich mit den 
Flüchtlingen solidarisiert. 


Der inhaltliche Rahmen 


Drei zentrale Gedanken legen den inhaltlichen 
Rahmen des Projekts fest. Einmal geht es dar- 
um, den Rassismus in Deutschland in all seinen 
Dimensionen auf- und anzugreifen. (...) 

Das zweite Ziel ist es, der nationalistischen 
Standort Deutschland-Politik eine offensive in- 
ternationale Position entgegenzusetzen. Die 
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Karawane soll dazu beitragen, einen erneuerten 
Internationalismus hervorzubringen, der die 
mörderischen Effekte der Weltwirtschaftsord- 
nung aggressiv angeht, anstatt sich mit dem 
„Sieg“ des Kapitalismus abzufinden. Personifi- 
ziert und konkret repräsentiert wird die funda- 
mentale Kritik an der Weltwirtschaftsordnung 
von MigrantInnen und Flüchtlingen, die Euro- 
pa aus allen Regionen der Welt erreichen. (...) 
Drittens wird die Karawane ... auch einen Bo- 
gen schlagen zu anderen gesellschaftlichen 
Gruppen. Sie soll ein Versuch sein, sich der Tei- 
le-und-Herrsche-Politik, den endlosen Diffe- 
renzierungen mit ihrem Gegeneinander-Aus- 
spielen der verschiedensten Gruppen zu wider- 
setzen und diese lähmende Situation zu durch- 
brechen. Damit ist nicht gemeint, die inhaltli- 
che Schärfe aufzugeben und eine belanglose 
Sauce zu fabrizieren, die nach dem Motto „Al- 
len geht’s irgendwie schlecht“ rassistische und 
sexistische Hierarchien leugnet. Die Idee ist 
vielmehr, die Schärfe beizubehalten und gleich- 
zeitig eine Ausweitung der Themen zu versu- 
chen, so daß die Karawane einen (gegenseitig- 
solidarischen) Brückenschlag ermöglicht. (...) 


Was ist die Karawane? 


Das Karawane-Projekt ist Ausdruck der Über- 
zeugung, daß es nicht die richtige Antwort sein 
kann, angesichts der gegenwärtigen Umstände 
zu kapitulieren oder sich gar in ihnen einzu- 
richten. Wir wollen und müssen im Gegenteil 
Strukturen aufbauen, die der law-and-order Po- 
litik längerfristig etwas entgegensetzen können, 
uns also die Möglichkeit geben, die Lage nicht 
nur zu analysieren, sondern auch praktisch und 
wirksam zu intervenieren. Die Karawane stellt 
die bislang einmalige Chance dar, damit zu be- 
ginnen - und diese Chance muß ergriffen wer- 
den. (...) Die Karawane besteht ... aus den 
Beiträgen jeder einzelnen Stadt/Gruppe/Person 
und soll Anlaß sein, lokal und überregional neue 
Kontakte zu knüpfen und bestehende zu festi- 
gen. Es ist entscheidend, daß sich möglichst vie- 
le Menschen an ihrer Planung und Durch- 
führung beteiligen. Das wird mit Hilfe lokaler 
Vorbereitungsgruppen, die sämtliche vor Ort 
anfallenden Organisationsarbeiten überneh- 
men, bewerkstelligt. (...) 

Fest steht, dab bestimmte symbolische 
Schlüsselorte des staatlichen Rassismus wie der 
Flughafen Frankfurt/Main, der Abschiebeknast 
in Büren und einzelne Grenzübergänge ange- 
laufen werden. Drei bundesweit organisierte 
Flüchtlingsgruppen haben bis jetzt ihre Unter- 
stützung zugesagt, nämlich iranische, kurdi- 
sche und tamilische Organisationen. Gemein- 
sam mit den in der Kampagne „Kein Mensch 
ist illegal“ organisierten Initiativen stellen sie 
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das derzeitige Rückgrat des Projekts dar. Auf 
dem bis dato letzten bundesweiten Vorberei-: 
tungstreffen ist folgende Route festgelegt wor- 
den: 
Bremen (13.-15.8.) - Hamburg/Norderstedt 
(16/17.8.) - Kiel (18.8.) - Lübeck (19.8.) - Ber- 
lin (20.-22.8.) - Dresden (23.8.) - Leipzig (24.8.) 
- Aktionen bei ZAST in Tambach bzw. Jena 
(25.8.) - Göttingen (26.8.) - Kassel (27.8.) - Han- 
nover (28.8.) - Bielefeld (29.8.) - Büren (30.8.) 
- Osnabrück (31.8.) - - Regensburg (2.9.) - niin 
chen (3.9.) - Stuttgart (4.9.) - ea (5.9.) 
- Strasbourg (6.9.) - Karlsruhe (7.9.) - Trier (8. 9 .) 
- Mainz (9.9.) - Wiesbaden (10.9.) - Frank- 
Furt/Hanau (11/12.9) - 13/149. sind noch offen 
- Bochum (15.9.) - Köln (16. - 20.9) 

Die Route schließt die Teilnahme weiterer 
Städte nicht aus. Neu hinzukommende Städte 
könnten ihr Programm zeitlich parallel zum 
schon bestehenden durchführen, so daß die Ka- 
rawane phasenweise aus zwei Strängen bestün- 
de, die dann wieder zusammenliefen. Auf dem 
Weg von Stadt zu Stadt soll es Abstecher geben 
zu markanten Orten des Rassismus bzw. des Wi- 
derstandes: Lager und Abschiebeknäste auf der 
einen Seite, Kirchenasyle auf der anderen etc. 
(...) Zusammengefaßt besteht die Karawane 
somit aus folgenden Teilen: den Gruppen, Or- 
ganisationen und Personen, die die lokalen und 
regionalen Aktionen im Herbst vorbereiten bzw. 
deren Kommunikation und Vernetzung; den 
Aktionen, dem Programm und den inhaltlichen 
Schwerpunkten in den einzelnen Städten sowie 
den dabei von den lokalen Vorbereitungskomi- 
tees mobilisierten Menschen; den Personen, die 
im August und September von Stadt zu Stadt 
ziehen werden; der Nachbereitung aller Akti- 
vitäten, die von August bis September stattfin- 
den werden; dem über den September hinaus 
bestehen Netzwerk und dessen weiterer lokaler 
und bundesweiter Aktivität. 

Die bundesweite Koordination des Projekts 
erfolgt über das Büro des Internationalen Men- 
schenrechtsverein Bremen ... Das Bremer Vor- 
bereitungskomitee im IMRV-Büro ist deshalb 
dringend auf Spenden angewiesen, die an den 
Internationalen Menschenrechtsverein Bre- 
men Stichwort „Karawane“ überwiesen werden 
sollten. Alle, die das Projekt darüber hinaus un- 
terstützen, in den lokalen Vorbereitungskomi- 
tees mitarbeiten oder gar eine neue Station an- 
bieten wollen, können sich an den IMRV in Bre- 
men werden 


Internationaler Menschenrechtsverein Bremen, 
Kornstr. 51, 28201 Bremen. Tel. 0421/55 77 093, 
Fax 0421/ 55 7 77 094, e-mail: m: 
rights.de, ee Een Konto-Nr. 
1073 9282 bei der Sparkasse Bremen BLZ 290 
50101 


vorbehalt: Nach diesem Kigentumsvorbehalt ist das An- 
gchörigen-Info so lange Eigentum des Absenders, bis es 
dem Gefangenen ausgehändigt wird. „Zur-Habe-Nah- 
ine“ ist keine Aushändigung im Sinne des Vorbehalts. 
Wird das Info dem Gefangenen nicht persönlich aus- 
gehändigt, ist es dem Absender mit dem Grund der 
Nichtaushändigung zurückzuschicken. Spendenkonto 
der Angehörigen: Sonderkonto Kiener, Landesgirokas- 
se Stuttgart, BLZ 600 501 01, Konto-Nr. 5454 194. Re- 
daktionsschluß für Nr.210: So, 2.8..98 


